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Als sich im Februar 2007 in unserem Dorf ein Dorf-Gesund-
heitskomitee etablierte, wurde ich zur Vorsitzenden 
gewählt und wir begannen, das Komitee zu organisieren. 
Wir fanden einen kleinen Raum, welcher auf unsere  
Initiative hin repariert wurde. Wir arbeiteten mit lokalen 
Schulen zusammen und erhielten Tische und Bänke.  
Es gibt ein Schulparlament, bestehend aus vier bis fünf 
Schüler Innen. Dann begannen wir mit der Arbeit in Über-
einstimmung mit dem Rayon und dem dörflichen  
Gesundheitskomitee. Wir arbeiteten viel für die Kampagnen 
zu Malaria, Brucellose, sanitären Einrichtungen, Hygiene,  
Blutdruck, Erkältung, Ernährung von Schwangeren, Ernäh-
rung von Kindern, Zähnen, AIDS etc.

Mir gefällt es sehr, in den Gesundheitskomitees 
des Rayons und des Dorfs zu arbeiten. Wir sind fortschritt-
lich; jede moderne aktive Geschäftsfrau muss vollständig 
ausgebildet sein. Waren zuvor noch die einzigen Dia gnosen, 
die ich kannte «Erkältung» und «Blinddarmentzündung», 
so kann ich mich jetzt als Doktorin bezeichnen, da wir  
viele Dinge lernten. Dies geschah dank des Kyrgisisch-
Schweizerisch-Schwedischen Gesundheitsprojektes.

Ich bin sehr glücklich! Möchten Sie wissen, 
weshalb? Weil ich als Präsidentin ein Projekt eingereicht 
habe für zwei Förderungen – und ich habe gewonnen!  
So habe ich StudentInnen und KollegInnen aus dem Dorf 
geholfen. Wenn du versuchst, andere glücklich zu machen, 
wirst du selber viel glücklicher. Sogar das Verteilen von 
Broschüren macht dich zufrieden, denn heutzutage kriegt 
man nichts mehr umsonst. Ich und unsere LeiterInnen 
nehmen an Seminaren teil, die vom Rayon-Gesundheits- 
komitee durchgeführt werden. Wir sind aktive Teil-
nehmende, und alle FührerInnen gehen mit grosser Freude 
an die Seminare und kommen zufrieden zurück.

Nun möchte ich meine Geschichte mitteilen. 
Als Präsidentin des Rayon-Gesundheitskomitees (RHC)  
und des Dorf-Gesundheitskomitees (VHC) spüre ich die 
Verantwortung überall und immer. Ich bin Lehrerin an  
der lokalen Schule. Ich habe eine Familie, also einen Ehe- 
mann, Kinder und Grosskinder. Natürlich sprechen wir  

über die verrichtete Arbeit, Probleme, zukünftige Pläne etc. 
Anfangs unterstützte mein Mann meinen zweiten Job, 
VHC, aber dann stellte er sich dagegen. Der Grund dafür 
war, dass ich immer beschäftigter war und meiner Familie 
und dem Haus nicht mehr viel Zeit widmen konnte.  
Ich begann, Lügen zu erzählen, wenn ich an Seminaren 
teilnahm. Schlussendlich hat er aber alles verstanden.

Einmal musste ich an einem Seminar teil- 
nehmen, das vom Rayon-Gesundheitskomitee durchgeführt 
wurde. Als ich nach Hause kam, gab es einen grossen 
Skandal. Mein Mann schrie: «Du verschwendest deine Zeit: 
Es kommt noch dazu, dass du umsonst arbeitest!» Ich 
stellte mich dem Ultimatum: Familie oder VHC. Ich ant- 
wortete «VHC» und verschwand, die Türe hinter mir 
schliessend. Es war bereits dunkel draussen. Ich nahm  
mir ein Taxi und fuhr zu meiner Schwester in Kara-Balta.1  
Der Taxifahrer verlangte 450 Soms. Als ich meine Schwester 
sah, brach ich in Tränen aus vor Bedauern und vor dem 
Unverständnis meines Mannes. Aber mein Wille zu arbeiten 
und mein Patriotismus waren viel stärker. Ich schrieb  
mich für drei Tage krank und blieb bei meiner Schwester. 
Nach drei Tagen ging ich zurück nach Hause und wollte  
zu arbeiten beginnen. Als ich meinen Mann traf, lächelte  
er und sagte: «In Gottes Namen, du kannst im VHC 
arbeiten, wenn du willst.» So habe ich meinen Ehemann 
überzeugt, dass, wenn eine Person ihren Job liebt, er  
oder sie das sehr schätzt. Später begann er sich für meinen 
Job in VHC zu interessieren und fragt mich nun manch- 
mal, was dort geschieht. Jetzt arbeite ich noch härter, ohne 
jegliche Hindernisse!

KYRGYZSTAN 

CARE STORY V

ASYLKUL AJIMURATOVA

«Mein Wille zu arbeiten  

und mein Patriotismus waren  

viel stärker.»

1 Kleines Dorf, ungefähr 60 km  
von der Hauptstadt Bishkek und  
25 km vom Dorf Altyn entfernt.

Asylkul Ajimuratova, Präsidentin des Rayon- und Dorf-Gesundheitskomitees von Altyn, Provinz Chuy in Kyrgyzstan
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Erst die Neubewertung von Arbeit ermöglicht 
eine geschlechtergerechte Berufsbildung

Geschlechterasymmetrien in Berufsbildung und 
Arbeitsmarkt

Bildung ist eine entscheidende Triebkraft für Entwick-

lung, den Kampf gegen die Armut und gegen soziale 

Ungleichheit. Diese Erkenntnis spiegelt sich nicht 

zuletzt im Millenniumsziel 2, das universelle Bildung 

einfordert. Während bei den MDGs die Grundausbil-

dung angesprochen ist, so zeigt sich bei rasch wach-

senden Volkswirtschaften schnell, dass es vielerorts 

an soliden und praxisorientierten Berufsausbil-

dungen fehlt bzw. die bestehenden Angebote für die 

benachteiligten Gruppen unerschwinglich sind und 

diese somit auf Praxiserfahrungen im informellen 

Sektor beschränkt werden.

Ziel von Berufsausbildung ist es, die Menschen für 

die Teilnahme am wirtschaftlichen Leben zu qualifi-

zieren und ihnen neue Perspektiven für eine produk-

tive Beschäftigung und den Zugang zu angemessen 

bezahlter Arbeit zu eröffnen. Die Schweizer EZA war 

bis zu Beginn der 1990er Jahre besonders aktiv im 

Bereich der Berufsbildung. Man hielt die hierzulande  

praktizierte duale Struktur der beruflichen Ausbildung 

für ein ideales Modell, weil es sich an einen beste-

hen den Arbeitsmarkt anpasst und damit auf die 

regio nalen Bedürfnisse reagiert. Nachdem seit den 

späten 90er Jahren vor allem über Armutsbekämp-

fung diskutiert wird, ist heute erneut der Ruf nach 

einem starken Engagement der EZA in der Berufs-

bildung laut geworden, wobei auch die Frage nach 

der Vereinbarkeit solcher Initiativen mit dem überge-

ordneten Ziel der Armutsbekämpfung im Raum steht 

(NZZ 2011).1

 

Die Praxis des vocational training in der EZA umfasst 

unterschiedliche Handlungsebenen. Auf staatlicher 

Seite geht es um die Regulierung von Berufsbildung, 

Berufsanerkennung und um eine möglichst offene 

und gleichberechtigte Zulassung. Die Förderung 

innovativer Lehr- und Lernmethoden spielt ebenfalls 

eine wichtige Rolle. Berufliche Aus- und Weiterbil-

dung braucht zudem Anpassungen, will sie auch in 

ländlichen Gebieten wirkungsvoll sein, und das soll 

sie, denn in ihr steckt ein grosses Potential, in armen 

Randgebieten Entwicklung anzustossen. Wenn 

möglich, wird mit den berufsspezifischen Lehrgän-

gen immer auch Wissen vermittelt, das den Kursteil-

nehmenden den Weg zur selbständigen Erwerbstätig-

keit ebnen soll.

Berufliche Bildungsangebote müssen also so umge-

baut werden, dass arme und benachteiligte Bevölke-

rungsgruppen profitieren können – dazu gehören oft  

auch Frauen, denen aufgrund ihrer zugeschriebenen  

Rollen und eingeschränkten Möglichkeiten der Zugang 

zu den bestehenden Angeboten erschwert ist und 

sie so im wachsenden informellen Sektor verharren  

oder dahin verdrängt werden, wo ihre Arbeitskraft 

unter grosser Belastung und dennoch wenig renta-

bel verbraucht wird. AkteurInnen der Berufsbildung 

als Strategie der EZA begrüssen daher Gender Main-

streaming grundsätzlich, nicht nur weil die Erwerbs-

beteiligung ausgebildeter Frauen den Markt dynami-

siert, sondern weil damit auch das Haushaltsbudget 

aufgebessert werden könnte. Berufliche Qualifikatio-

nen bringen den Frauen mehr wirtschaftliche Eigen-

ständigkeit und Verhandlungsmacht, ein zentrales 

Ziel von GM in der EZA. Gute Beispiele finden 

sich oft unter frauenspezifischen Projekten. Solche 

‹Projektinseln› dürfen aber nicht darüber hinweg-

täuschen, dass Bildung erst dann Geschlechtergerech-

tigkeit erzeugt, wenn die Gender-Dimension auch in 

den Volkswirtschaften zum Tragen kommt. Zudem 

ist erwiesen, dass flexible unqualifizierte Arbeit von 

Frauen für bestimmte Konzerne insbesondere der 

Textilbranche grosse Wachstumsrelevanz aufweist,  

zumindest kurzfristig. Studien, welche diese Relatio-

nen untersucht haben, können indes nachweisen, 

dass es sich volkswirtschaftlich in jedem Fall lohnt, 

in die (Berufs-)Bildung der Frauen auf allen Stufen zu 

investieren, wenn geschlechterspezifische Ungleich-

heiten bestehen (Busse et al. 2011). Doch nicht 

nur der ökonomische Blick soll wegleitend sein für 

Gender Mainstreaming in der Berufsbildung, denn 

EINLEITUNG VON ANNEMARIE SANCAR4

1 «Den Geist, nicht das Modell der Berufsbildung exportieren.»  
In: NZZ, 12. August 2011.   
URL: www.nzz.ch/nachrichten/politik/schweiz/den_geist_nicht_
das_modell_der_berufsbildung_exportieren_1.11876175.html  
(letzter Zugriff: 16. August 2011).

2 SDC – Gender and skills development.  
URL: www.sdc-gender-development.net/en/Home/Instruments_
Methods/Gender_Mainstreaming  
(letzter Zugriff 20. Oktober 2011).
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letztlich ist Gender-Gerechtigkeit auch in diesem 

Bereich wesentliches Ziel der EZ-Interventionen. In 

Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik finden 

Geschlechteraspekte immer noch wenig Beachtung, 

vielleicht gerade auch deshalb, weil frauenspezi-

fische Projekte die Auseinandersetzung mit strate-

gischen Transformationen in den relevanten Sektor-

politiken verdrängen. 

 

«Die berufliche Segregation in Bezug auf die Geschlech-

ter zählt weltweit zu den dominantesten und hartnä-

ckigsten Beschäftigungsaspekten. Sie beginnt aller-

dings nicht erst auf dem Arbeitsmarkt, sondern 

bereits vorher. Schon im Kinder- und Jugendalter 

werden gesellschaftliche Rollenmodelle zementiert, 

was sich auf den Zugang zu Ausbildungsmöglich-

keiten auswirkt. Stichworte in diesem Zusammen-

hang sind etwa die Rollenverteilung in den Familien, 

geschlechterspezifische Rechte und Pflichten oder der 

unterschiedliche Zugang zu Ressourcen. Bei der 

Entwicklung von Ausbildungsangeboten muss neben 

den zahlreichen wirtschaftlichen und Arbeitsmarkt-

aspekten deshalb immer auch dieser weitere gesell-

schaftliche Kontext einbezogen werden.» (DEZA)2

 

GM in der Berufsbildung bedeutet eine auf Gleichbe-

rechtigung ausgerichtete Gestaltung der Angebote. 

Damit Frauen und Männer gleichermassen von Inter-

ventionen profitieren können, sollen gender-spezi-

fische Rollen, Bedürfnisse und Möglichkeiten im 

jeweiligen Kontext analysiert werden. Projekte sind 

erfolgreicher, wenn sie auf die bestehenden 

Geschlechterasymmetrien des Alltags, die sich in der 

unterschiedlichen Verfügbarkeit von Zeit, Mobilität, 

Selbstwert, Energie und Geld manifestieren, Bezug 

nehmen. Unter Berücksichtigung der gewonnenen 

Erkenntnisse kann davon ausgegangen werden, dass 

der Einstieg der Frauen ins Berufsleben einfacher aus- 

fällt, wenn die Bedingungen der Angebote sich mit 

den Lebenssituationen vereinbaren lassen. Gender-

sensible Initiativen können die Situation der Frauen 

zumindest kurzfristig durchaus verbessern. Berufs-

bildung allein ist indes nicht hinreichend, um den 

Frauen auch längerfristig gute Erwerbsmöglichkeiten 

und damit auch mehr Verhandlungsmacht zu ertei-

len. Der formelle Arbeitsmarkt mag sich öffnen und 

den Frauen ein Einkommen bringen, das sicherer ist 

als wenn sie informell arbeiten. Es sagt aber wenig 

aus über die Lohnverhältnisse oder andere Aspekte, 

die letztlich den Ansprüchen eines gerechten Arbeits-

marktes entsprechen würden. Wenn der Schritt zur 

wirtschaftlichen Integration nicht gelingt, bleiben 

Stereotypen oder der geschlechterspezifische Charak-

ter der Berufsbilder und -felder unberührt. GM gelingt 

nur, wenn nicht allein die Alltagsrealitäten und damit 

die praktischen Bedürfnisse bedient werden, nämlich 

gerade mal genügend Einkommen zu erwirtschaften, 

um den Alltag zu meistern. Es braucht Transforma-

tionen auf makroökonomischer Ebene, also Strategien, 

welche die strukturellen Gründe der Geschlechter-

segregation in Berufsbildung und Arbeitsmarkt ange-

hen. 

Berufsbildung ist ein wichtiges Instrument zur 

Förderung von Gleichstellung und zum Abbau von 

strukturellen Diskriminierungen. Es braucht also 

gezielte Investitionen zur Beseitigung gender-rele-

vanter Diskriminierungen. Zum einen bedeutet das 

mehr Geld für Bereiche, wo sich erfahrungsgemäss 

mehr Frauen ausbilden lassen oder aber in die Reorga-

nisation von bisher vornehmlich von Männern 

besuchten Ausbildungen, mit dem Ziel, die Teil-

nahme von Frauen zu fördern. Technische und orga-

nisatorische Massnahmen können durchaus den 

Zugang der Frauen zur Berufsbildung erleichtern. 

Sie ändern aber noch nichts an der Tatsache, dass 

typische männliche Tätigkeiten nicht unter gleichen 

Bedingungen verrichtet werden wie weibliche, damit 

ist vor allem auch die Care-Arbeit gemeint, die nur 

unter bestimmten Voraussetzungen als Profession 

definiert und damit auch Gegenstand der Berufs-

bildung wird. Die Wertschätzung von Berufssparten 

und Tätigkeiten bedingt wiederum die Investitions- 

und Subventionsentscheide staatlicher Berufsbil-

dungspolitiken und gehört damit zu den Kontext-

analysen der EZA, wenn sie mittels Interventionen 

nicht nur kurzfristige Korrekturen machen, sondern 

auch langfristig die Wirkungskette von Bildung, 

Arbeitsmarktchance und Einkommen zugunsten 

von mehr Geschlechtergleichstellung beeinflussen 

will. Ein Vergleich der volkswirtschaftlichen Bedeu-

tung von Berufsbereichen, wo fast ausschliesslich 

Männer bzw. Frauen anzutreffen sind, sind eben-

falls aufschlussreich, auch bezüglich der Vorstellung, 

welche Tätigkeiten nützlicher sein sollen als andere.  

Der Care-Ansatz bietet hier ein interessantes Analyse-

raster, um die Frage der Wirtschaftlichkeit von Tätig- 

keiten und deren Wertschätzung für die Berufsbildung 

neu zu stellen. 

Berufsbildung ist ein wichtiges Instrument zur Förderung  

von Gleichstellung und zum Abbau von strukturellen  

Diskriminierungen. Es braucht also gezielte Investitionen zur 

Beseitigung gender-relevanter Diskriminierungen.
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Frauen sollen motiviert werden, z.B. Klempnerin zu 

werden, und ebenso lohnt es sich in die auf ‹frauen-

typische› Berufsfelder ausgerichteten Lehrgänge zu 

investieren. Vielleicht drängt sich zweites im länd-

lichen Kontext, wo Lohnarbeit weniger verbreitet ist, 

eher auf. Das zeigen die Erfahrungen aus Ecuador 

(siehe das folgende Interview), wo frauenspezifische 

Berufsbildungsinitiativen Arbeitsplätze für junge 

Frauen geschaffen und gleichzeitig die Professionali-

sierung typisch weiblicher Tätigkeiten aus dem 

Bereich der Sorgearbeit (Care) vorangetrieben haben. 

Geld wird zunehmend wichtig, um den Alltag zu 

bewältigen. Eine auf Frauen ausgerichtete Berufs-

bildung öffnet neue Möglichkeiten auf dem formellen 

Arbeitsmarkt. Das sind alte Forderungen. Es braucht 

aber auch langfristige Strategien, die zum Ziel haben, 

Lehrgänge und Löhne für nicht marktförmig organi-

sierte Tätigkeiten aufzuwerten und geschlechterspe-

zifische Lohndisparitäten zu überwinden. Ansonsten 

bleibt die angestrebte Transformation der Geschlech-

terverhältnisse auf der Strecke. Bei Interventionen in 

der Berufsbildung spielt darum die unterschiedliche 

Bewertung der verschiedenen Tätigkeiten von Frauen 

und Männern in einem gegebenen Kontext eine 

entscheidende Rolle. Sie gibt nämlich Aufschluss 

über die Voraussetzungen, unter welchen Care-Arbeit 

geleistet wird, warum bestimmte Care-Tätigkeiten 

bezahlt, andere unbezahlt verrichtet werden. 

Die Professionalisierung von Care-Arbeit ist 

eine Möglichkeit, gegen Geschlechterungleich-

heiten vorzugehen und kann Frauen in ihren gesell-

schaftlich zugeschriebenen Care-Rollen stärken. 

Das Risiko bleibt, dass Volkswirtschaften, die unter 

Spardruck geraten, am ehesten hier abbauen. Dies 

führt dazu, dass bestimmte Care-Tätigkeiten wieder 

in den unbezahlten privaten Bereich verschoben 

werden. Soll Gender Mainstreaming als Strategie 

eingesetzt werden, um durch Klischees verwischte 

geschlechtsspezifische Ungleichheiten zu verste-

hen und bekämpfen, ist eine sinnvolle Verschrän-

kung verschiedener Massnahmen nötig, die aller-

dings nur greifen, wenn die aus den praktischen 

Bedürfnissen abgeleiteten Massnahmen im Mikro-

kontext mit strategischen Interventionen auf makro-

ökonomischer Ebene verknüpft werden. Die Projekt-

beispiele zeigen, wie schwierig dieses Unterfangen 

ist. Frauenspezifische Projekte sind vorbildhaft, ihre 

Wirkung allerdings nur beschränkt und die langfris-

tigen Effekte auf die Geschlechterverhältnisse zu 

wenig zur Kenntnis genommen. In Kosovo durch-

bricht das Projekt die sogenannt typischen Berufs-

vorstellungen, was begrüssenswert ist. Noch ist aber 

offen, ob die Branchen wachsen können und wie sich 

die Lohnverhältnisse entwickeln werden. Am Beispiel  

Nepal wird klar, wie wichtig eine langfristig aus - 

gerichtete kritische Beobachtung ist, die anhand gut 

ausgewählter Indikatoren aufzeigt, wie sich die frauen - 

spezifischen Projekte auf die Belastung der Frauen 

und deren Lebensstandard auswirken. Das Interview 

und die Projektbeispiele in diesem Kapitel beleuch-

ten die Gründe, warum die Gender-Frage oft Opfer 

eines ‹Industrieblicks› wird, sie benennen die metho-

dischen Herausforderungen einer Berufsbildung, die 

nicht nur die Selbstverständlichkeit der von einer 

männlichen Normalbiographie ausgehenden Berufs- 

logik ankratzt, sondern auch strategisch Geschlechter- 

gerechtigkeit anstrebt.
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«Gerade in den Programmen mit hand- 
werklicher Ausrichtung ging die Geschlechter- 
frage meist ganz vergessen» 

Gespräch mit Simon Junker,  
Policy Advisor Berufsbildung, DEZA

Die DEZA arbeitet im Bereich der Einkommensförde-

rung mit den Ansätzen «Employability» und Berufs-

bildung, was steckt eigentlich hinter diesen Begrif-

fen?

Simon Junker: Es gibt sicher Überschneidungen, 

denn letztlich geht es in beiden Fällen um die Erhö-

hung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Employa-

bility, also Arbeitsmarktfähigkeit, setzt den Fokus 

anders. Während Berufsbildungsprojekte und -mass-

nahmen den Blick in erster Linie auf die gute Ausbil-

dung legen und so den Leuten zu Beschäftigung und 

Einkommen verhelfen wollen, setzt dieser Ansatz 

auf die spezifischen Fähigkeiten, um zu einkom-

mensrelevanter Arbeit zu kommen. Vielleicht sind 

Employability-Projekte auch eine Reaktion auf die 

Erfahrung, dass mit blossen Berufsbildungsmass-

nahmen nicht garantiert ist, dass jemand wirklich 

Arbeit findet. Es heisst dann: «Wir haben einfach 

alles gemacht, damit die Qualifikationen dieser 

Person so gut sind, damit die Chancen auf dem 

Arbeitsmarkt grösser sind, mehr können wir im 

Rahmen von Berufsbildung nicht tun.» Die Integra-

tion in Arbeitsmärkte und Arbeit setzt aber zusätz-

lich bestimmte Fähigkeiten und Fachkompetenzen 

voraus.

Ich gehe davon aus, dass die der Berufsbildung 

vor- und nachgelagerten Bereiche, also etwa Berufs-

beratung, in Zukunft wichtiger werden, um das Ziel 

der Beschäftigungsfähigkeit zu erreichen. Neben der 

Erhöhung der Fachkompetenzen müssen auch Sozi-

alkompetenzen, ja das ganze Kompetenzprofil einer 

Person verbessert und die Qualifizierung gestärkt 

werden.

 

Auch wenn man sehr gut qualifiziert ist, heisst das 

nicht, dass man Arbeit findet, oft fehlen Jobs. Wer 

initiiert Berufsbildungsprogramme?

Es gibt wohl kaum einen anderen Bereich, der so 

kontextabhängig ist wie die berufliche Bildung. 

Daher gibt es kein Modell, das überall passt. So ist 

es auch sehr unterschiedlich, wer die Initiative 

ergreift. Es kann ein staatliches Anliegen in einer 

Hauptstadt sein, oft sind es auch kleine zivilgesell-

schaftliche oder religiös orientierte Organisationen, 

die in abgelegenen Orten die Initiative ergreifen, 

um Qualifikationsmöglichkeiten zu erweitern. 

Projekte, die das Berufsbildungssystem eines 

4 ERST DIE NEUBEWERTUNG VON ARBEIT ERMÖGLICHT… VON ANNEMARIE SANCAR UND NICOLE STOLZ
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Landes verbessern sollen, unterscheiden sich stark 

von Initiativen, die regional in die Arbeitsmarktfä-

higkeit einer spezifischen Bevölkerungsgruppe 

investieren.

Allen Projekten ist gemeinsam, dass man von 

hinten zu denken beginnt: Wo sind die Potentiale, 

um am Ende Arbeit zu haben und welche Qualifi-

kationen und praktischen Fähigkeiten brauchen die 

Leute, um effektiv Chancen zu haben, diese Arbeit 

auch zu kriegen. Gleichzeitig müssen wir uns 

bewusst sein, dass nicht jede zusätzliche berufliche 

Qualifizierung zu einer bezahlten Anstellung führt, 

sondern die Leute danach sehr oft eine selbständige 

Beschäftigung aufbauen müssen.

Die Arbeit beginnt mit praktischen Fragen zur 

Lehrplanentwicklung oder zur Definition sinnvoller 

Inhalte. Zu oft werden Bildungsinhalte theoretisch 

definiert, ohne auf die konkreten Gegebenheiten 

und Bedürfnisse Rücksicht zu nehmen. Die zukünf-

tigen ArbeitgeberInnen müssen von Anfang an 

einbezogen, Selbstbeschäftigungspotentiale analy-

siert und die jeweiligen Partnerinstitutionen identi-

fiziert werden. Das kann sehr aufwändig sein, wenn 

die bestehenden Strukturen dem Organisationsbe-

darf nicht genügen. Handwerkskammern müssen oft 

erst aufgebaut werden im Sinn von: «Ihr als Schreiner 

einer Region: Was sind die Qualitäten, die ein Schrei-

ner braucht; nicht nur betriebsintern, sondern etwas 

weiter gefasst?»

 

Am Ende geht es immer darum, Einkommen, Arbeit 

oder Selbstbeschäftigung zu haben, um den Lebens-

standard verbessern oder mindestens halten zu 

können. Wie klärt ihr das Potential für verschiedene 

soziale Gruppen ab und wo spielt das Geschlecht 

eine Rolle?

Wir analysieren zuerst das Arbeitsmarktpotential 

und dann die Profile, die nach einer Ausbildung im 

Arbeitsmarkt möglichst gute Chancen haben. Erst 

dann schauen wir, wen wir mit einer Ausbildung 

möglichst nahe an dieses Wunschprofil heranführen 

können. Dabei können weitere Kriterien einfliessen, 

die bestimmten sozialen Anforderungen Rechnung 

tragen. Das Ziel umfasst dann eben auch die Integra-

tion von Leuten, die schlechtere Ausgangschancen 

haben; Geschlecht ist beispielsweise explizites Krite-

rium. Bei Programmen für klassisch männliche Hand-

werksberufe erreicht man logischerweise vorwiegend 

junge Männer. Das Beispiel des Schreiners habe ich 

nicht zufällig gewählt, gerade in den Programmen 

mit handwerklicher Ausrichtung ging die Geschlech-

terfrage nämlich oft vergessen. Ich habe aber auch 

erlebt, dass die Teilnahme von Frauen in handwerk-

lichen Ausbildungen ein Tabu aufrüttelt. Abklärun-

gen können auch dazu führen, dass bestimmte 

Berufsfelder differenziert ausgeschieden oder die 

Ausbildungsstrukturen angepasst werden, um den 

Zugang für verschiedene Gruppen leichter zu 

machen. Dabei sollen nicht nur Männer und Frauen, 

sondern auch das Alter oder die Lebensphase berück-

sichtigt werden. Je flexibler das Angebot ist, desto 

mehr unterschiedliche Leute können es nutzen. So 

können die Kurse statt tagsüber, wenn die Leute 

durch ihren Haupterwerb blockiert sind, am Abend 

angeboten werden, oder saisonal, wenn die Zielgrup-

pen landwirtschaftlichen Tätigkeiten nachgehen. Das 

Angebot wird also den jeweiligen Lebenslagen und 

Möglichkeiten angepasst.

Gerade bei Abendkursen geht oft vergessen, dass 

erwerbstätige Frauen, die gerne eine Ausbildung 

absolvieren, noch Hausarbeit und Pflegeaufgaben zu 

leisten haben. Was hat sich für Frauen besonders 

bewährt?

Aus Geschlechterperspektive ist klar, die Flexibilisie-

rung ist für Frauen entscheidend. In Bangladesh hält 

man die Zeiten am frühen Abend für sinnvoll, 

dennoch stellt sich die Frage, wann die Frauen ihre 

‹normalen› täglichen Arbeiten noch leisten; das 

Risiko besteht, dass es eine zusätzliche Belastung 

gibt. Ausbildungen, die Vollzeit sind oder in grosser 

Distanz stattfinden, kommen für Frauen aber auch 

für Männer sehr oft nicht in Frage. Ausserdem werden 

die Ausbildungen oft modular aufgebaut. An einen 

zweiwöchigen Kurs mit bestimmten Inhalten werden 

weitere darauf aufbauende Angebote angehängt. So 

entsteht zusätzliche Flexibilität und ein Angebot, das 

sich besser mit den Bedürfnissen der Einzelnen in 

Einklang bringen lässt.
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Wie geht Ihr mit der Tatsache um, dass die Berufs-

felder stark geschlechtersegregiert sind, nicht nur 

betreffend Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten, 

sondern auch was den Lohn betrifft?

In vielen Programmen wird Geschlecht nur stati-

stisch erfasst, also wie viele Frauen und Männer an 

einem Programm teilgenommen haben. Es stellt sich 

die Frage, ob man sich auf geschlechtsspezifische 

Berufe konzentriert oder versucht zu durchmischen. 

Beides ist wichtig. In Ecuador gab es ein ländliches 

Programm, welches mit klassischen Männerberufen 

begann und später eine zweisprachige Ausbildung, 

Spanisch und Quechua, zur Kleinkindererzieherin 

anbot. Natürlich kann das Rollen zementieren, die 

Frauen nutzten aber diese Angebote, weil die 

Möglichkeiten gut waren, damit eine Arbeit zu 

finden. Die Programme setzen gezielt auf Berufe, von 

denen angenommen wird, dass sie auf dem Arbeits-

markt gefragt sind. Das sind oft männlich konnotierte 

Berufssparten. Beispielsweise haben wir in Bangla-

desh, wo viele Berufe tatsächlich an die Industrie 

gekoppelt sind, einen richtigen Industriefokus. Trotz-

dem versuchen die Projekte, möglichst viele junge 

Frauen auszubilden. Wie gut dann die Chancen auf 

dem Arbeitsmarkt sind, ist eine andere Frage. Die 

Segregation geschieht ja auf verschiedenen Stufen: 

Wer ist überhaupt zu einer Ausbildung zugelassen? 

Wie reagiert der Arbeitsmarkt? Ist das Geschlecht 

eine relevante Grösse bei der Selektion der Arbeits-

kräfte?

 

Wer hat diesen industriellen Blick?

In Bangladesh haben Männer ein beeindruckendes 

Projekt aufgebaut, das im Gegensatz zu vielen länd-

lichen Qualifizierungsprogrammen die Unterprivile-

gierten im urbanen Raum anspricht. Mit diesem 

«Underprivileged Children Education Project UCEP» 

folgten sie der Logik, dass das Arbeitsmarktpotential 

dort im industriellen Bereich am grössten ist. Die 

Frage stellt sich dann, welche Industrien überhaupt 

qualifizierte Arbeitskräfte suchen. In Bangladesh ist 

die billige Produktion – wenn man so will – ein 

Marktvorteil in der Textilindustrie. Das Interesse an 

qualifizierten Leuten ist nicht gross, da diese für die 

Fliessbandarbeit nicht nötig sind. Weitere Qualifikati-

onen sind nicht gefragt und bringen am Fliessband 

auch kein höheres Einkommen. Erst eine höhere 

Qualifizierung im technischen oder im betriebswirt-

schaftlichen Bereich würde effektiv auch zu höheren 

Einkommen führen. Bezeichnenderweise sind es 

meistens Frauen, die genau in diesen unqualifizierten 

Berufsfeldern, vor allem in der Textilindustrie 

arbeiten. Unterdessen sind allerdings auch viele 

Männer in unqualifizierten Märkten zu finden. Es ist 

jedoch offensichtlich: je weiter oben, desto weniger 

Frauen.

 

Arbeitet die DEZA auch auf der Makroebene, da also, 

wo sich die Arbeitsmärkte entwickeln und nimmt sie 

Einfluss auf Entscheide, in welche Berufsbildung vor 

allem investiert wird? Gibt es Situationen, wo die 

Dringlichkeit Leute im Gesundheitsbereich auszubil-

den, vielleicht über die Ausbildungen in der profitori-

entierten verarbeitenden Industrie gestellt wird?

Oft hören wir den Vorwurf, dass wir zu stark auf 

Armutsbekämpfung in ländlichen Gebieten fokussie-

ren und zu wenig auf produktive Sektoren, welche 

die Wirtschaft eines Landes weiterentwickeln 

würden. Gleichzeitig gibt es einen Anspruch, dass 

Bildungsprojekte auch soziale Kompetenzen fördern 

und ihre Ziele Mitbestimmung und Einflussnahme 

sein sollen. Die Spannweite, in welcher Bildungspro-

jekte umgesetzt werden, ist riesig und die Ansprüche 

reichen von rein industriellen, makroökonomischen 

bis zu gesellschaftlichen Zielen der Gleichberechti-

gung, die eher aus einem Bildungsideal herkommen.

In den Berufsfeldern von Gesundheitswesen und 

Pädagogik ist die DEZA relativ wenig vertreten. 

Der Gesundheitsbereich ist in vielen Ländern nicht 

als Ausbildungsbereich konzipiert und die entspre-

chenden Tätigkeitsbereiche werden nicht nach staat-

Diese Dienstleistungssektoren, wo oft ‹typisch 

weibliche› Arbeit verrichtet wird, müssten  

staatlich finanziert werden. Doch oft ist in den 

öffentlichen Budgets dafür zu wenig vorgesehen 

und die Arbeit wird dann freiwillig und unbezahlt 

verrichtet, weil sie ja verrichtet werden muss. 
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lichen Vorgaben professionalisiert. Vielmehr geht 

man davon aus, dass es sich um klassische Pflegear-

beit handelt, welche die Frauen ohnehin leisten. Die 

DEZA fokussiert oft auf die Qualifizierung im nicht-

formellen Bereich und versucht so, ihren Beitrag zur 

besseren Integration Armer zu leisten. Unser Beitrag 

im politischen Dialog konzentriert sich deshalb eher 

darauf, auch für diese unkonventionellen Angebote 

Zertifizierungen zu erhalten, die den AbsolventInnen 

weitere Ausbildungsschritte ermöglichen.

 

Welche Rolle spielt die Wirtschaftlichkeit eines Sektors 

bei der Wahl bestimmter Berufsbildungs bereiche? 

Trifft es zu, dass Sektoren, die aufgrund ihrer Ausrich-

tung auf personenbezogene Dienstleistungen als 

wenig rentabel gelten und darum herausfallen? 

Diese Dienstleistungssektoren, wo oft ‹typisch weib-

liche› Arbeit verrichtet wird, müssten staatlich finan-

ziert werden. Doch oft ist in den öffentlichen Budgets 

dafür zu wenig vorgesehen und die Arbeit wird dann 

freiwillig und unbezahlt verrichtet, weil sie ja verrich-

tet werden muss. Es ist also eine Frage der Finanzie-

rung die weit über die Berufsbildung hinausgeht. 

Unser thematischer Fokus heisst «Arbeit und Einkom-

men», deshalb muss für die Leute nach ihrer Ausbil-

dung ein verbessertes Einkommen Ziel sein. Das 

kann auf verschiedenste Weise geschehen und muss 

nicht gezwungenermassen mit Arbeit in der Privat-

wirtschaft verbunden sein. Allerdings können wir 

mit einem Berufsbildungsprogramm weder die öffent-

lichen Ausgaben noch die Ressourcenverteilung in 

einem Land grundsätzlich ändern.

 

Die DEZA könnte gerade andersrum gehen, nämlich 

nicht da intervenieren, wo Marktinteressen beson-

ders gross sind, sondern da, wo die Voraussetzungen 

für einen guten Lebensstandard geschaffen werden, 

auch wenn diese Sektoren auf den ersten Blick als 

unrentabel gelten: Gesundheit, Bildung, Alterspflege.

Ausbildung im Gesundheitswesen ist heute stärker 

im Fokus, auch im Zusammenhang mit Migration. 

Die Staaten des Südens investieren heute mehr in die 

Gesundheitsausbildung, weil sie damit rechnen, dass 

so die Möglichkeiten steigen, qualifizierte Arbeit im 

Norden zu finden und einen Mehrwert in Form von 

Rücküberweisungen zu bringen. So lässt sich auch 

Gesundheitsausbildung ökonomisieren.

Gehen wir zurück zum eigentlichen Thema, nämlich 

der Armutsrelevanz von Berufsbildung, und wir stel-

len fest, dass klassische Projekte in ländlichen 

Gegenden eine grosse Zahl Frauen zu Schneiderinnen 

und Coiffeusen ausbilden, die Männer zu Mechani-

kern oder Schreinern. Wo bleibt die Wirkung, wenn 

alle das Gleiche können? Oder macht man das heute 

nicht mehr so?

Man macht es zum Teil immer noch so, aber das 

Bewusstsein, dass da wirklich ein Problem liegt, 

wächst. Nehmen wir ein klassisches Projekt, das 

Handwerker ausbildet. Die guten Resultate führten 

dazu, dass sogar eine Lehre für die Jungen angebo-

ten wurde. So kam es, dass die erste Generation 

Handwerker ihre eigenen Konkurrenten ausbildeten. 

Sie haben sich dann natürlich aus dem Projekt 

zurückgezogen: «Warum soll ich das tun?» Ursprung 

solcher Projekte ist die Annahme, dass man diesen 

armen Leuten etwas bieten muss, ohne genau zu 

analysieren, was der Mehrwert ist, wenn sie die 

Ausbildung einmal haben. In Bangladesh gibt es 

beispielsweise Programme, die tausende von Schnei-

derinnen ausbilden – den armen Frauen muss ja 

auch geholfen werden – ein Nebeneffekt von Gender 

Mainstreaming vielleicht? Die einen arbeiten dann 

für ihr kleines Dorf; anderen soll der Zugang zu regio - 

nalen Märkten vermittelt werden, damit sie dort ihre 

Produkte verkaufen können. Das funktioniert eben 

nicht. Man ist aber davon abgekommen und inve-

stiert jetzt in Kurse für landwirtschaftliche Tech-

niken, also nicht Berufe im eigentlichen Sinn. Wir 

versuchen also, mit unterschiedlichen Aktivitäten 

möglichst viele Felder abzudecken, mit Dienstleis-

tungen als Elemente einer Value Chain oder für 

Finanzen, Beratung und Berufsbildung. Wir konzen-

trieren uns also nicht einfach auf eine Berufsausbil-

dung. Es braucht allgemeine Qualifikationen, wo es 

keine Rolle spielt, dass viele Leute im Selben ausge-

bildet werden. Dann gibt es fach- und berufsspezi-

fische Qualitäten, die dann spezifisch angeboten 

werden. Auf beiden Ebenen spielt die Gender-Frage 

eine Rolle, zum Beispiel in der Art, wie das Allge-

meinwissen vermittelt wird.
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Gibt es Indikatoren, um die Armutsrelevanz aufzu-

zeigen – dies auch noch geschlechterspezifisch? 

Die Frage der Messbarkeit ist zentral. Was kann 

gemessen werden? Die Anzahl Leute, die nach einer 

Ausbildung eine Arbeit finden, sagt noch wenig aus 

über die Armutsrelevanz, denn man weiss nichts 

über die Qualität der Arbeit oder über das Einkom-

men. Es braucht einen vergleichenden Indikator 

betreffend Einkommen vor und nach einer Ausbil-

dung, um etwas über Armutsreduktion sagen zu 

können. Die Einkommensentwicklung ist sicher 

aussagekräftiger. Enorm schwierig ist es, die beruf-

liche Mobilität der Leute zu verfolgen. Man geht 

einfach davon aus, dass die Mobilitätschancen mit 

steigender Qualifikation wachsen. Dennoch ist es 

langfristig schwierig, Erfolg nachzuweisen. Natür-

lich ist auch die Schwankung des Arbeitsmarktes 

massgebend, nicht nur das Projekt selber. Trotzdem 

sollte man genauer hinschauen, auch wenn es 

extrem schwierig ist, die Leute nach zwei, drei 

Jahren wieder zu finden. Zum Beispiel mit tracer 

studies, wo man versucht, mit Fragebögen soziale 

Mobilität oder Stellungen innerhalb von Familien 

herauszufiltern.

 

Werden solche Projekte breiter beobachtet, um fest-

stellen zu können, wie sich das Wohlbefinden der 

Frauen und Männer entwickelt? Frauen erhalten eine 

Ausbildung, wie geht es dann den Männern und 

umgekehrt. Ist das für Sie überhaupt eine relevante 

Frage?

Die Frage nach den Lebensumständen und den 

Veränderungen ist wichtig. Wie aussagekräftig ist 

dafür aber die berufliche Bildung? Sie ist doch ziem-

lich weit weg und der direkte Einfluss nicht klar 

ersichtlich. Dennoch braucht es eine Reflexion, wie 

die Ausbildung die Situation der Frauen und Männer 

und ebenso Hierarchien verändert, und was man wie 

messen kann. Wichtig sind in dieser Hinsicht sicher 

die Arbeitsbedingungen, und hier gibt es Standards 

der ILO (decent work), die befolgt werden sollten. 

Wir würden nie Ausbildungen finanzieren, wo man 

die Relevanz dieser Standards nicht anerkennt. Oft ist 

es auch so, dass besser qualifizierte Arbeitneh-

merInnen mehr Möglichkeiten haben, klare Forde-

rungen an die ArbeitgeberInnen zu stellen. Ich 

glaube, dass bessere Qualifizierung nicht nur höheres 

Einkommen bedeutet, sondern zu mehr Bewusstsein 

über die eigene Stellung im wirtschaftlichen Gewebe 

führt, und dass man sich besser artikulieren kann. 

Auch hier zeigt sich, dass nicht nur die Fachqualifika-

tionen, sondern ebenso Sozialkompetenz und Allge-

meinbildung wichtig sind als emanzipatorische 

Aspekte eines Programms. In der klassischen Berufs-

bildung, wo es um Fachqualifikationen geht, bleibt 

dieser Aspekt der Rechte der ArbeitnehmerInnen 

leider oft im Hintergrund.

 

Gibt es Programme, wo Rechte der Frauen als Arbeit-

nehmerinnen explizit mitdiskutiert werden?

Ja das gibt es. In Bangladesh z.B. gibt es Programme, 

die Frauenrechte aktiv thematisieren. Die Kursteil-

nehmerinnen lernen beispielsweise, dass ihre Teil-

nahme auch einen gesellschaftlichen Auftrag mit sich 

bringt. Mit andern Worten, sie lernen nicht nur für 

sich, sondern geben das Gelernte an die eigene 

Gemeinde weiter und bringen emanzipatorische 

Themen wie Sexualaufklärung, Diskussions- und 

Entscheidungsstrukturen innerhalb der Familie, 

Verfügbarkeit über Einkommen und anderes auf den 

Tisch.

In Bangladesh gibt es beispielsweise Programme,  

die tausende von Schneiderinnen ausbilden – den armen 

Frauen muss ja auch geholfen werden –  

ein Nebeneffekt von Gender Mainstreaming vielleicht? 
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nehmen von Frauen geführt werden, verdienen die 

Unternehmerinnen weniger als ihre männlichen 

Kollegen, zudem müssen sie gegen kulturelle Hinder-

nisse und gesetzliche und administrative Barrieren 

ankämpfen.

 

Zugang zum Arbeitsmarkt dank zusätzlicher 
Qualifikation

Basierend auf früheren erfolgreich umgesetzten 

Berufsbildungsprojekten mit dem Privatsektor, haben 

DEZA und Helvetas 2007 den Employment Fund (EF) 

in Nepal initiiert. Ziel des EF ist es, für jährlich 14 000 

arme und diskriminierte SchulabgängerInnen (über 

50% Frauen) im Alter von 16-35 Jahren Zusatzquali-

fikationen zu vermitteln und ihnen den Zugang zum 

Arbeitsmarkt oder zur selbständigen Erwerbsarbeit 

zu erleichtern. Das Projekt wird von über 30 Partne-

rInnen (Berufsbildungsdienstleistende aus dem 

Privatsektor) getragen.

Hauptergebnis des Projektes ist die verbesserte 

Vermittelbarkeit der Training-AbsolventInnen: 80% 

der ausgebildeten Jugendlichen haben innerhalb 

von 6 Monaten nach dem Training eine Anstellung 

mit einem im Voraus definierten Minimum-Einkom-

men gefunden. Kernelemente des Projektansatzes 

sind die resultatorientierte Bezahlung der Dienstleis-

tungen der PartnerInnen und die starke Ausrichtung 

auf den Arbeitsmarkt. Die Zielgruppe sind Jugend-

liche aus armen Verhältnissen; insbesondere Frauen 

und diskriminierte Kasten und Ethnien.

 

Zielsetzungen und Realitäten in Bezug auf 
die Geschlechterverhältnisse

30 000 Personen haben in den vier Jahren dank EF 

eine Berufsbildung erhalten und mindestens 80% 

von ihnen haben im Anschluss daran eine gewinn-

bringende Anstellung gefunden. Tausende von 

jungen Frauen konnten sich in den Arbeitsmarkt inte-

grieren und eine gewisse ökonomische Unabhängig-

keit erlangen. Die Integration von Frauen in die Trai-

nings, eines der Hauptziele des Projektes, stellt eine 

besondere Herausforderung dar, denn kulturelle 

Barrieren versperren vielen den Zugang zu den 

Berufsbildungskursen: Gemäss den tradierten Rollen-

zuschreibungen steht es Frauen nicht zu, ausserhalb 

Frauen in Nepal: sozial, aber nicht ökono-
misch ermächtigt

Ausgelöst durch die demokratischen Bewegungen 

entfachte sich in Nepal der 1990er Jahre ein breiter 

Dialog über den sozialen, politischen und ökono-

mischen Einbezug von Frauen und die tradierten, 

geschlechterseggregierten Strukturen wurden erst-

mals öffentlich in Frage gestellt. Auf Druck der Zivil-

gesellschaft machte die Regierung denn auch Schritte 

in Richtung soziale und ökonomische Besserstellung 

von Frauen und von indigenen Gruppen; so wurde 

auf politischer Ebene beispielsweise eine Frauen-

quote von einem Drittel im Parlament eingerichtet. 

Die hohen Hoffnungen in Bezug auf Veränderungen 

der Geschlechterverhältnisse wurden jedoch bisher 

nicht erfüllt. Der Blick auf die Armutsstruktur zeigt, 

dass Geschlecht neben Ethnizität und Herkunft ein 

signifikanter Faktor ist. In ökonomischer, sozialer, 

politischer und rechtlicher Hinsicht sind die Frauen 

im Schnitt schlechter gestellt als die Männer. Frauen 

auf dem Land arbeiten mehr Stunden am Tag, aber 

sie erhalten bis zu 50% weniger Lohn, haben wenig 

Kontrolle über Besitz und Einkommen und innerhalb 

ihres Haushaltes sehr selten die Entscheidungsmacht. 

Zwei von drei nepalesischen Frauen sind Analphabe-

tinnen, 65% aller Mädchen verlassen die Schule nach 

der 5. Klasse oder sogar früher. Dies steht in direktem 

Zusammenhang zum hohen Anteil von jungen 

Frauen im schlecht bezahlten informellen Sektor und 

zu den Kinderheiraten, die in abgelegenen Gegenden 

nach wie vor verbreitet sind. Fast 80% aller Frauen in 

Nepal sind mit 20 Jahren verheiratet, 90% von ihnen 

bekommen ihr erstes Kind vor dem 25. Lebensjahr. 

Überproportional viele Frauen arbeiten in der Land-

wirtschaft (82%), überdies ist der Anteil von Haus-

halten mit weiblichen Vorständen sehr hoch, da viele 

Männer auf der Suche nach einer Erwerbsarbeit 

migriert sind. Obwohl inzwischen 43% aller Unter-

Gut ausgebildet aber nicht nachgefragt
Frauen in der Berufsbildung in Nepal
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des Hauses zu arbeiten, und wenn, dann höchstens 

in frauendominierten Bereichen. Die Widerstände 

gegen die Erwerbsarbeit in für Frauen noch unge-

wöhnlichen Berufen (wie zum Beispiel Schreinerin 

oder Taxifahrerin) waren anfangs sehr hoch, auch bei 

den Frauen selber. Abgebaut werden konnten sie u.a. 

dank der Kooperation mit diversen Frauenorganisa-

tionen, aber auch der Verbreitung von ‹Erfolgs-

geschichten› von Frauen durch den EF.

Ungünstig erweist sich zudem die Vorgabe der 

GeldgeberInnen, eine Projektkomponente insbeson-

dere auf junge Frauen im Alter von 16 bis 24 Jahre 

auszurichten, da die meisten Nepalesinnen genau in 

diesem Alter heiraten und Kinder bekommen, also 

kaum Zeit für eine Ausbildung aufbringen. Deshalb 

werden die Berufsbildungskurse überwiegend von 

Frauen zwischen 30 und 35 Jahren besucht; idealer-

weise sollte eine Ausweitung der Altersobergrenze 

auf 40 Jahre ins Auge gefasst werden. Desweiteren 

ist zu berücksichtigen, dass Mütter die Kurse nur zu 

einer bestimmten Tageszeit besuchen können und 

die täglichen Trainingseinheiten nicht zu lang sein 

dürfen.

Für jene Frauen, die die EF-Ausbildungen absolviert  

hatten, erwies sich die Integration auf dem Arbeits-

markt als schwieriger als für Männer – auch dies die 

Folge stereotyper Vorstellungen von Weiblichkeit.  

Beinahe unmöglich ist es verheirateten Frauen, ihr 

eigenes Unternehmen zu gründen, es sei denn, in 

einem typisch weiblichen Bereich wie Schneiderin,  

Kosmetikerin oder Stickerin, welche wiederum mit 

einem tiefen Einkommen verbunden sind. Von den 

zehn Berufen mit den höchsten Einkommen werden 

nur gerade zwei typischerweise von Frauen gewählt, 

die acht restlichen werden ausschliesslich von Männern 

ausgeübt. Die von den Frauen gewählten Berufe (wie 

z.B. die Backstein- oder Kleiderproduktion) eröffnen  

weniger Karrieremöglichkeiten und die Arbeitsbedin- 

gungen entsprechen selten den Standards der ILO. 

Zudem sind Frauen in einigen Erwerbszweigen  

Ausbeutung und sexueller Gewalt aus gesetzt, ins- 

 besondere in der Migration (z.B. Haushälterinnen im 

Mittleren Osten).

Die Bezahlung des Trainings an die Partner-

Innen erfolgt, wie bereits erwähnt, erst nach dessen 

Abschluss, und nur falls die AbsolventInnen das vor - 

definierte Minimaleinkommen erzielen. Das führt 

dazu, dass gewisse PartnerInnen bei der Auswahl 

von Frauen zögerten, weil ihnen bewusst war, dass 

Frauen sehr oft Teilzeit arbeiten (müssen) – und 

daher ein geringeres Einkommen generieren – was 

zu einem tieferen Gewinn für die PartnerInnen führt. 

In der Evaluation des Projektes zeigt sich auch, dass 

die Erwerbsarbeit hohes Selbstvertrauen erfordert, 

welches Frauen oft fehlt. Deshalb wird gegenwär-

tig mehr Zeit und Effort aufgewendet, um die Teil-

nehmerinnen in Fähigkeiten wie Kommunikation, 

Gender-Bewusstsein, Kenntnisse über Arbeitsrecht 

etc. zu bilden.

Aus Gesprächen mit UnternehmerInnen und Part-

nerInnen konnte eruiert werden, dass die Haupt-

gründe für die Arbeitgebenden, eine Frau anzustel-

len, insbesondere sind, dass diese für geringere Löhne 

arbeiten (20 – 30% weniger als Männer), sich weni-

ger in Gewerkschaften und Arbeitsprotesten organi-

sieren, disziplinierter und genauer arbeiten, weniger 

Absenzen zeigen und die ihnen übertragenen Aufga-

ben schneller ausführen.

In bestimmten Heimarbeitsbranchen mit Stück-

verträgen, z.B. Kleiderproduktion, sind ausschliess-

lich Frauen beschäftigt. Für Frauen hat dies den 

Vorteil, dass sie Care- mit Erwerbsarbeit verbinden 

können. Für die Arbeitgeber aber hat dies zusätz-

lich den Vorteil, dass die Frauen sich nicht an den 

betrieblichen Diskussionen um Lohnhöhe, Arbeits-

bedingungen etc. beteiligen können. Was also auf 

den ersten Blick als Empowerment aussieht, kann zu 

problematischen Abhängigkeitsverhältnissen führen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass soziokul-

turelle Normen und die Realität auf dem Arbeitsmarkt 

grosse Herausforderungen für den Employment Fund 

darstellen – ganz zentral sind dabei geschlechterba-

sierte Vorstellungen und Vorurteile, die dem ökono-

mischen Empowerment von Frauen nach wie vor im 

Wege stehen.

Zentral sind geschlechterbasierte Vorstellungen 

und Vorurteile, die dem ökonomischen  

Empowerment von Frauen nach wie vor im  

Wege stehen.
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einem Drittel weit unterrepräsentiert. Nur 6% aller 

eingetragenen Unternehmen waren im Jahr 2008 in 

Frauenhänden. Aber auch in der Politik- und Medi-

enlandschaft sind Frauen marginalisiert, insbeson-

dere auf dem Land. Demgegenüber sind nach dem 

Krieg in zahlreichen kosovarischen Familien Frauen 

(vorwiegend Witwen) die einzigen Ernährerinnen 

für die Familie und damit gezwungen, eine beruf-

liche Fähigkeit zu erwerben und damit wirtschaftlich 

aktiv zu werden. Dafür brauchen sie Unterstützung 

und gezielte und spezifische Ermutigung nicht nur, 

was ihr Selbstbewusstsein und ihr Empowerment 

anbelangt, sondern auch in Bezug auf den Einstieg in 

wachstumsorientierte, dynamische Wirtschaftssek-

toren und Berufszweige.

Das Projekt (2001 – 2008)

Das Projekt, das sich ausschliesslich an Frauen rich-

tete, bestand aus verschiedenen, zeitlich und inhalt-

lich aufeinander abgestimmten Komponenten:

–  Vergabe und Vermittlung von Kleinkrediten für 

Kleinunternehmerinnen (hauptsächlich Neugrün-

dungen von Betrieben);

–  Vergabe von Kleindarlehen bis max. 1000 Euro 

für PR- und Werbemassnahmen der neu gegrün-

deten Betriebe;

–  Unterstützung von lokalen Dienstleistungsanbie-

tenden in Entwicklung und Angebot von auf die 

speziellen Bedürfnisse von Frauen massgeschneider- 

ten Business Services und Weiterbildungskursen;

–  Angebot von arbeitsmarktorientierten Kurzaus-

bildungen für Frauen in Zusammenarbeit mit 

lokalen Ausbildungs- und Beratungsinstitutionen 

sowie lokalen Betrieben für Praktika;

–  Kampagnen und diverse Massnahmen zur 

all gemeinen Bewusstseinsbildung;

–  Medienarbeit.

Bei den Kurzkursen, die im Schnitt 3 bis 4 Monate 

dauerten und zusätzlich ein einmonatiges Praktikum 

in einer lokalen Firma oder Institution beinhalteten, 

war das Resultat per Ende 2008, dass von 500 ausge-

bildeten Frauen insgesamt fast die Hälfte eine Anstel-

lung finden konnte. Das war nicht zuletzt der sorg-

fältigen Marktanalyse bei der Wahl der Berufszweige 

sowie des Einbezugs potentieller ArbeitgeberInnen 

bei der Vorbereitung und Durchführung der Kurse zu 

verdanken. Die Kurse und Praktika wurden unter 

Swisscontact implementierte von 2001 bis 2008 im 

Auftrag der DEZA das «Women Business Development 

Project» in der Dukagjini-Region in Kosovo. Hauptziel 

des Projektes war die wirtschaftliche Ermächtigung 

(Empowerment) von Frauen und Zugang zu Einkom-

men und Beschäftigung. 

Der Kontext

Das Projekt begann in der äusserst schwierigen Post-

konflikt-Situation, die hauptsächlich durch die sehr 

hohe Arbeitslosigkeit von rund 45% (davon 70% 

Frauen und fast 80% aller Jugendlichen) geprägt war. 

Dabei waren 90% aller Arbeitslosen bereits seit über 

einem Jahr arbeitslos, zwei Drittel aller gemeldeten 

Arbeitslosen waren ungelernt. Die Dukagjini-Region 

war besonders von der hohen Arbeitslosenquote be- 

troffen, weshalb dieser Projektstandort gewählt 

wurde.

Das Wachstum des Privatsektors hing bei Projekt-

beginn von wenigen und wenig produktiven Betrie-

ben ab, was die hohe Abhängigkeit von internatio-

nalen Entwicklungsgeldern verstärkte. Die meisten 

Geschäftsaktivitäten beschränkten sich auf kleine 

Handelsbetriebe und nur 10% der Betriebe waren 

im Landwirtschaft- und Industriesektor bzw. 7% im 

Bausektor. Obwohl gemäss der kosovarischen Gesetz-

gebung Frauen gleiche Rechte wie Männer in allen 

Lebensbereichen haben, sind Frauen in Kosovo nach 

wie vor klar benachteiligt. So brachen im Jahr 2008 

Mädchen zum Beispiel die Schule ohne Abschluss 

weit häufiger ab als Knaben, was in ländlichen Gebie-

ten zu einer Analphabetenquote bei Frauen von 10% 

im Vergleich zu Männern von 2% führte. Auch was 

Beschäftigungschancen anbelangt, sind Frauen mit 

Über die traditionelle weibliche Berufs- 
wahl hinaus

Frauen in der Berufsbildung in Kosovo

4 ERST DIE NEUBEWERTUNG VON ARBEIT ERMÖGLICHT… PROJEKTBEISPIEL II VON ULRIKE GMINDER*

PROJEKTTITEL Women Business Development Project (WBDP)
VERANTWORTLICH  Swisscontact, Schweizerische Stiftung für technische Entwicklungs-

zusammenarbeit
PARTNERiNNEN  15 Business Dienstleistungsanbietende (NGOs, private Firmen,  
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FINANZIERUNG DEZA

ECKDATEN

* Ulrike Gminder, 
Swisscontact, ist 
Leiterin Kommuni-
kation und ehe- 
malige Projektlei-
terin des Women 
Business Develop-
ment Projektes  
in Kosovo



71Mehr. Wert. DEZA, IZFG, Caritas Schweiz 2011

anderem in folgenden teilweise auch über die tradi-

tionelle Berufswahl von Frauen hinausgehenden 

Bereichen angeboten: Anwaltsassistentin, Zollassisten- 

tin, Familienmedizin/ Krankenschwesterassistentin, 

Versicherungsassistentin, Grafisches Design, Journa-

lismus, Buchhaltungsassistentin und allgemeine 

Administrationsassistentin.

Die Ergebnisse

Um hauptsächlich jungen Frauen den Weg in eine 

Beschäftigung zu ebnen, wurde der Schwerpunkt auf 

sehr praxisorientierte, damals noch neue und relativ 

unbekannte Berufszweige, die über die traditionelle 

Berufswahl (Friseuse, Schneiderin, Krankenschwe-

ster etc.) hinausgingen, gesetzt. Die Teilnehmerinnen 

mussten eine kleine Gebühr bezahlen, Vorbildung 

und Berufserfahrung waren wichtige Kriterien bei der 

Auswahl. Der Erfolg war für die Frauen denn auch 

beträchtlich: Während vor Projektbeginn fast 60% 

der am Projekt beteiligten Frauen ein Einkommen 

von weniger als 100 Euro hatten, waren es bei 

Projektende nur noch 30%. Zudem stieg der Anteil 

von Frauen mit einem Einkommen von 101 bis 300 

Euro von 20% auf fast 40%, eine nennenswerte 

Verbesserung.

So wurden zum Beispiel nach einem 3-monatigen 

Kurs für Administrationsassistenz die Lernenden in 

einen lokalen Betrieb für ein 1-monatiges Prakti-

kum vermittelt. Hierfür wurden schriftliche Verein-

barungen mit den Unternehmen getroffen, in denen 

Lernziele und Arbeitsbeschriebe festgelegt wurden. 

Widerstände gegen die jungen Frauen waren nicht 

zu erkennen; jedoch war es allgemein schwierig, 

Betriebe zu finden, die überhaupt ein Praktikum 

anbieten. Nur schrittweise konnte den Unternehmen 

vermittelt werden, dass auch sie eine Verantwortung 

für die Ausbildung von jungen Menschen tragen.

Dank begleitender Veranstaltungen wie Verkaufs-

messen für Unternehmerinnen, bei denen sie die 

Gelegenheit hatten, ihre Produkte und Dienstlei-

stungen zu präsentieren, sowie Wettbewerbe wie 

«Best Businesswoman of the Year» oder «Best Journa-

list of the Year», jeweils unter hoher Medienpräsenz, 

stieg das Selbstbewusstsein der Frauen in all den 

Jahren beträchtlich. Auch regelmässige Fernseh- und 

Radiosendungen mit Unternehmerinnen bzw. berufs-

tätigen Frauen halfen, das enorme Potential von 

Frauen im Geschäftsleben und eben auch ihre Erfolge 

in der Gesellschaft allgemein bekannt zu machen. 

Die Frauen können als Geschäftsfrauen oder Ange-

stellte ihre Rolle in ihrem familiären wie auch beruf-

lichen Umfeld stärken und werden ernst genommen. 

Dies führt hoffentlich letztlich dazu, dass Frauen in 

der Arbeitswelt, aber auch in Politik und Öffentlich-

keit, Verhandlungsmacht erwerben.

Fazit

Eine der wichtigsten Voraussetzungen dafür, dass 

Frauen tatsächlich einen Mehrwert von einem Projekt 

haben, ist sicherlich, dass Frauen einerseits verant-

wortungsvolle Funktionen im Projektmanagement 

innehaben und andererseits, dass sie von Anfang an 

in die Projektplanung einbezogen sind. Beides war in 

Kosovo der Fall.

Was das erfolgreiche job placement von Frauen 

anbelangt, so waren die einmonatigen Praktika 

in lokalen Betrieben eine gute Chance, sich im 

konkreten Arbeitsumfeld zu behaupten bzw. über-

haupt erste Berufserfahrungen zu gewinnen. Damit 

gelang es auch, die lokalen Betriebe als Anbietende 

von PraktikantInnenplätzen in die Verantwortung 

und Pflicht zu nehmen. Ebenso wurden die Arbeit-

gebenden von Anfang an bei der Konzipierung der 

Kurzkurse direkt einbezogen. Damit konnte gewähr-

leistet werden, dass die Kursinhalte den spezifischen 

Bedürfnissen und Erwartungen potentieller Arbeitge-

berInnen entsprachen.

Schliesslich waren flankierende Massnahmen wie 

Messen, Wettbewerbe, Fernseh- und Radiosendungen 

und die intensive Medienarbeit wichtige Faktoren, 

um die Rolle der Frau in der kosovarischen Gesell-

schaft nachhaltig zu stärken. Die Frauen werden auch 

in Zukunft in der Entwicklung einer starken koso-

varischen Wirtschaft und Gesellschaft eine zentrale 

Rolle spielen. 

«The thing women have yet to learn is nobody gives 

you power. You just take it.» (Roseanne Barr)

Flankierende Massnahmen wie Messen, Wettbewerbe, Fernseh- 

und Radiosendungen und die intensive Medienarbeit waren 

wichtige Faktoren, um die Rolle der Frau in der kosovarischen 

Gesellschaft nachhaltig zu stärken. 
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dung. Die Berufsbildung in diesen Bereichen von 

Care hat folglich einen schweren Stand: In der Regel 

werden Frauen entweder in Männer dominierten 

Bereichen ausgebildet, wo sie mit grosser Wahr-

scheinlichkeit – wie das Beispiel aus Nepal zeigt – 

unter schlechten Bedingungen arbeiten, wenn sie 

denn überhaupt Arbeit finden. Oder für bereits über-

sättigte oder wenig rentable Dienstleistungsbran-

chen, zum Beispiel als Näherinnen oder Coiffeusen, 

wie die Erfahrungen aus Bangladesh oder Kosovo 

zeigen. In Kosovo wurden neue Berufszweige 

erschlossen, die noch relativ wenig stereotypisiert 

und für Frauen deshalb auch leichter zugänglich 

sind. Allerdings setzt dies voraus, dass sich der 

Arbeitsmarkt in diesen Bereichen entwickelt, sei es 

durch private Investoren oder aber durch staatliche 

oder internationale Leistungen. 

Die Integration der Frauen in den Arbeitsmarkt wird 

von unterschiedlichen Faktoren bestimmt. Es braucht 

daher über die reine Marktanalyse hinausgehende 

holistische Studien, die Licht in die Verknüpfungen 

sozialer, wirtschaftlicher und politischer Aspekte auf 

allen Ebenen bringen. Es reicht nicht aus, das Wissen 

der Frauen mit Bildungsoffensiven zu erweitern und 

deren Fähigkeiten zu stärken, wenn Geschlechter- 

segregation in den entsprechenden Berufsfeldern ihre 

Diskriminierung festschreibt. Geschlechter gerechte 

Berufsbildung bedeutet auch eine Neubewer- 

tung derjenigen Tätigkeiten, die nicht in erster Linie 

nach einer Rentabilitätslogik funktionieren, sondern 

das Wohlbefinden der Menschen sicherstellen. Es 

braucht volkswirtschaftliche und politische Inter-

ventionen, um gleichstellungsrelevante Struktur-

änderungen anzustossen und geschlechterspezi-

fische Lohnunterschiede zu vermindern, besonders 

da, wo Care professionell und bezahlt geleistet wird. 

Wenn die Berufsbildung zu mehr Gleichberechti-

gung führen soll, müssen neben der erhöhten Teil-

nahme von Frauen in Bildungsprojekten auch die 

Geschlechterasymmetrien in der Lohnstruktur und 

im Arbeits- und Berufsbildungssektor angegangen 

werden. EZ-Interventionen sollen also auf verschie-

denen Ebenen die Gender-Thematik aufgreifen: Im 

Mikrobereich, um sicherzustellen, dass die Ange-

bote Frauen ebenso offen stehen wie Männern und 

auf der makroökonomischen Ebene, um die Auswir-

kungen der Finanzflüsse auf die Geschlechtersegre-

gation in der Berufsbildung, im Arbeitsmarkt und bei 

der Lohnfrage anzugehen.

Interventionen im Bereich der Berufsbildung sind zur 

Überwindung von Armut zentral, dennoch bringen 

sie nicht automatisch mehr Gleichberechtigung für 

die Frauen, auch dann nicht, wenn diese mit beson-

deren Massnahmen gefödert werden. Der Arbeits-

markt ist geschlechtersegregiert und in der Regel 

entsprechen die Bereiche, in welchen Männer Arbeit 

finden, auch denjenigen Produktionszweigen, die 

mehr Rentabilität, Wachstum und Wirtschaftsförde-

rung versprechen. Tätigkeiten in weiblich konno-

tierten Bereichen (Gesundheit, Bildung, Soziales) 

sind kaum gewinnversprechend, kostenintensiv und 

werden, wie Simon Junker im Interview betonte, 

unter Spardruck oder verschriebenen Strukturanpas-

sungsmassnahmen gerne dem unbezahlten Privatbe-

reich zugewiesen und verlieren so die Professionali-

sierungswürdigkeit. «Frauen tun es ja ohnehin», 

heisst es, und sie tun es unbezahlt und ohne Ausbil-

Geschlechtergerechte Berufsbildung bedeutet 

auch eine Neubewertung derjenigen Tätigkeiten, 

die nicht in erster Linie nach einer Rentabilitäts- 

logik funktionieren, sondern das Wohlbefinden 

der Menschen sicherstellen.

Die Professionalisierung weiblicher  
Berufsfelder fördern

Fazit

4 ERST DIE NEUBEWERTUNG VON ARBEIT ERMÖGLICHT… VON ANNEMARIE SANCAR
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Ihre Arbeit erscheint weder in den nationalen Bilanzen, 
noch ist sie in den Statistiken als Arbeitssektor erfasst.  
Was die Hausfrau macht, gilt, obwohl es unverzichtbar ist, 
als undankbare Arbeit, die wenig Anerkennung erhält. 
Nicht nur von den Familienmitgliedern, die davon profitieren, 
sondern auch von den Frauen selbst, die als Hausfrauen 
ihrer Pflicht nachgehen, wird sie kaum als richtige Arbeit 
geschätzt.

«Ich arbeite nicht, ich bin Hausfrau», sagt 
Migdalia García, eine 68jährige Havanera, Mutter von zwei 
Töchtern und Grossmutter von drei Schulbuben.

García schätzt die vielen Verpflichtungen  
und Aufgaben, die sie, fast ihr ganzes Leben lang, in ihrem 
Haus erfüllt hat, gering ein. «Für mich ist dies nichts Ausser- 
ordentliches. Es ist das, was ich schon immer gemacht 
habe, seit ich verheiratet und aus meinem Elternhaus 
ausgezogen bin», fügt sie hinzu.

Migdalia García gehört zur Gruppe jener Frauen, 
die weder einen Lohn erhalten noch von Arbeitsrechten 
profitieren, obwohl sie ihre gesamte, knapp bemessene Zeit 
der Hausarbeit und dem Familienleben widmen.

Sie erhalten weder einen Gehalt, noch haben 
sie je Ferien, und sie sind Spezialistinnen darin, mehrere 
Dinge gleichzeitig zu tun, damit die Stunden mehr her - 
geben in den unendlichen Arbeitsschichten, die sich vom 
einen zum andern Tag immer wiederholen. Würde man 
ihre Arbeiten in ein formelles Arbeitsverhältnis überführen, 
so wäre klar, dass sie die Arbeitslast von mehreren 
Personen tragen.

«Mein Ehemann arbeitete immer und  
ich kümmerte mich um alles im Haus. Ausserdem half ich 
meinen zwei Töchtern, damit sie studieren und arbeiten 
konnten: Eine ist Kinderärztin, die andere liess sich zur 
Lehrerin ausbilden», berichtet Migdalia.

Auch wenn ihre Töchter sie drängen, sich mehr 
auszuruhen und sich weniger um die Hausarbeiten zu 
kümmern, übernimmt sie dennoch den Grossteil der an - 
fallenden Arbeiten: Sie besucht am Morgen früh den Markt, 

bereitet das Essen zu und kümmert sich «ein wenig» um 
die Reinigung des Hauses, wie sie kommentiert. Ausserdem 
flickt sie die Wäsche, näht hier und da einen Knopf an  
oder näht einen Riss, räumt auf und macht am Morgen die 
Betten.

«Normalerweise wird diese Arbeit gar nicht 
wahrgenommen. Nicht nur von der Familie, sondern von den 
Frauen selbst, weil es sich um eine Art kulturelle und  
soziale Vorlagen handelt, die von Frauen und Männern 
unterschiedlich aufgenommen und interpretiert werden», 
erläutert die Anthropologin Leticia Artiles von SEMLAC, die 
gegenwärtig die Ko-Koordination der Asociación Latino-
americana de Medicina Social (ALAMES) innehat.

Diese reproduktive Rolle, einschliesslich aller 
häuslichen Arbeiten zur Wahrung der Gesundheit, der 
Zubereitung der Malzeiten, der Bildung, der Reinigungs-
arbeiten sowie andere mehr, «...erhält nur dann einen 
Wert, wenn die selbe Frau sie an einem andern Ort  
ausführt», ergänzt die Fachfrau, die auch als Professorin  
an der Medizinischen Schule von Havanna arbeitet.

Einige Berechnungen der Spezialistin schätzen 
den Wert der Hausarbeit in der Gesamtrechnung und 
machen so die ökonomische Investition, welche die Haus-
arbeit bedeutet, sichtbar. Mit andern Worten, mir ihrer 
Berechnung der effektiven Kosten übersetzt sie den 
Gebrauchswert der Hausarbeit in den Tauschwert. Zum 
Beispiel kostet ein Essen mit Reis, Salat, Kohlenhydraten  
und Proteinen pro Tag 25 Pesos (ungefähr 1,25 Dollar) auf 
dem Bauernmarkt. Müsste man diese Portion einmal 
während eines Monats täglich für eine vierköpfige Familie 
erwerben, ergäben dies 3000 kubanische Pesos (also 
nahezu 150 Dollar), was gemäss den Daten des nationalen 
Büros für Statistik (ONE) ungefähr dem achtfachen  
Durchschnittslohn entspricht (387 Pesos = 19 Dollar) für 
den staatlichen und die gemischten Sektoren.

«Wenn ich dieselbe Berechnung für die Wäsche 
machen würde, und wenn ich dies mit den Kosten, die  
eine Wäscherei dafür verlangt, vergleichen würde, wenn ich 

CUBA 

CARE STORY VI

MIGDALIA GARCÍA UND ROSARIO VARELA

«Als Hausangestellte verdiente  

ich mehr, als wenn ich Lehrerin 

geblieben wäre.»
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zusätzlich die andern Aktivitäten ergänzen und sie mit 
einem Geldwert versehen würde, wäre der Lohn für eine 
Hausfrau beträchtlich.

Diese Einsicht scheint die Grundlage gewesen 
zu sein für den Entscheid Rosario Varelas, die 47 Jahre alte 
Mathematikerin, die 1993 ihre Arbeit als Sekundarlehrerin 
aufgab, um als Hausangestellte bei einer Diplomatenfamilie 
zu arbeiten.

«Ich verdiente gut, ich arbeitete aber auch bis 
zum Umfallen. Ich verliess mein Haus in der Morgen- 
dämmerung und fuhr mit dem Fahrrad dorthin. Ich putzte 
ein riesiges Haus mit zwei Stockwerken und glättete einmal 
pro Woche die Wäsche. Manchmal verdiente ich zusätzlich, 
wenn ich die Kinder an einem Abend hütete und die Eltern 
ausgingen. Ich verdiente jedenfalls viel mehr, als wenn  
ich in meinem Beruf weiter gearbeitet hätte», hält sie fest.

In den durch die Wirtschaftskrise verursachten 
harten Zeiten der 90er Jahre, die zusätzlich durch Probleme 
im Transportwesen, den Mangel an Ressourcen sowie 
Betriebsstillegungen verschärft wurden, kehrten viele  
Kubanerinnen an den heimischen Herd zurück. Andere 
wechselten die Stelle und erreichten eine Erhöhung  
ihrer Entschädigung und konnten so die Krise besser  
überwinden.

Etwas mehr als eine Million Kubanerinnen 
widmen sich heute mit Körper und Seele der Hausarbeit, 
die meisten sind, gemäss inoffiziellen Schätzungen,  
45 Jahre alt oder älter. Zu dieser Gruppe hinzu kommen 
jene Frauen, die ausserhalb des Hauses arbeiten, die 
jedoch, kaum kommen sie zu Hause an, die Hausarbeit 
übernehmen.
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Wie viel Gerechtigkeit? 
Schlussbetrachtungen

«Meine Hartnäckigkeit und die fortlaufenden Bemü-

hungen zahlten sich aus: Mein Mann begann seine 

Haltung zu ändern. Nachdem er mit seiner Arbeit 

fertig war, kam er nach Hause und half der Familie. 

Durch meinen Beitrag an das Haushaltseinkommen 

konnten wir unseren Landbesitz steigern.»1 

Sie schneiden Blumen, füllen Mangos und Ananas in 

Plastikbehälter ab, sie ernten Tee und Kaffee und 

erzielen dabei eine signifikante Erhöhung des Haus-

haltseinkommens, wie eine Vergleichsstudie in 

Guatemala, Indonesien und Kenia, wo Frauen in 

grosser Zahl in der Gemüseproduktion für den Export 

arbeiten, ausweist. Im Verhältnis zu den übrigen 

Produktionsbetrieben standen die beteiligten Betriebe 

weit besser da, und auch im Urteil der Frauen selbst 

schnitten die VC-Initiativen gut ab: Viele Frauen 

konnten Geld sparen, welches sie in Land, Saatgut 

oder den Aufbau eines kleinen Geschäfts investierten 

(Mehra and Rojas 2011). Eine Erfolgsgeschichte. 

Warum werden trotzdem Zweifel am Nutzen und an 

der Wirkung von solchen und ähnlichen Initiativen 

zur Armutsbekämpfung laut? Und sollte die Kritik, 

Frauen würden schlecht bezahlt, seien kaum oder 

unzureichend organisiert und arbeiteten zu viel, 

zutreffen: Handelt es sich hierbei um eine vorüberge-

hende Phase im Rahmen eines längerfristig ange-

legten regionalen Wirtschaftswachstums? Ist das der 

Preis, der im Interesse der nachhaltigen Armutsbe-

kämpfung und der Verbesserung des Wohlergehens 

aller in dieser Phase bezahlt werden muss?

Das Ziel dieser Publikation war es, Erfahrungen mit 

Marktförderungsprogrammen und die unterschied-

lichen Initiativen zur Stärkung der lokalen Wirtschaft 

mittels Marktmodellen für die Armen einer diffe-

renzierten Beurteilung aus einer Geschlechterper-

spektive zu unterziehen. Kritische Stimmen sollten 

hierbei ebenso zum Zug kommen wie Befürworte-

rinnen und Befürworter eines wachstumsorientierten 

Entwicklungsmodells. Grundsätzlich bewegen sich 

die hier vorgestellten Erfahrungen im Spannungsfeld 

von wirtschaftlicher Entwicklung, Armutsbeseitigung 

und der Bekämpfung von sozialer und wirtschaft-

licher Ungleichheit. In diesem Spannungsfeld disku-

tieren die vorliegenden Beiträge Massnahmen, die 

von Ausbildungsprogrammen bis hin zu zahlreichen 

Varianten von Mikrofinanzinitiativen reichen. Das 

primäre Ziel solcher Ansätze ist nicht die Förderung 

der Wirtschaft, sondern die Verbesserung der Situa-

tion der Ärmsten. Dies bedeutet nicht, dass Entwick-

lungszusammenarbeit keine Marktstrukturen fördern 

soll. Im Gegensatz zur Weltbank etwa, deren primäres 

Ziel die Steigerung des globalen Wirtschaftswachs-

tums ist, sind die EZA-Agenturen und ihrer Partner-

organisationen jedoch der Überwindung von Armut 

sowie der Bekämpfung ihrer Ursachen wie Diskrimi-

nierung und Ungleichheit verpflichtet. In jüngerer 

Zeit identifizieren Fachleute jedoch Verschiebungen 

der Zielhierarchien. Makroökonomische Wachs-

tumsstrategien verdrängen die Frage nach Gleichheit 

und Gerechtigkeit, verschieben sie auf ‹später› oder 

setzen auf bestehende Geschlechterungleichheiten 

als Stimuli für Wachstum (Berik et al. 2009, 23).

Die grosse Herausforderung besteht nicht nur 

darin, im Kampf gegen absolute Armut Gegenakzente 

zu setzen, sondern damit auch die erklärte Zielgruppe 

der von Armut am stärksten Betroffenen tatsäch-

lich zu erreichen. Grundvoraussetzung dafür ist die 

systematische Auseinandersetzung mit dem Zielkon-

flikt zwischen Geschlechtergerechtigkeit (equality) 

und Wirtschaftswachstum: «It does mean recogni-

zing that these are two different objectives, and poli-

cies that maximize the possibilities of achieving one 

do not necessarily maximize the possibility of achie- 

ving the other» (Elson 2011, 43). Da Frauen in der 

Wirtschaftsordnung in den meisten Gesellschaften 

anders positioniert sind als Männer, setzten sich die 

Herausgeberinnen zum Ziel, die Voraussetzungen für 

die Sicherung von Geschlechtergerechtigkeit generell 

und den Abbau von Ungleichheiten im Rahmen von 

SCHLUSSBETRACHTUNGEN VON SABIN BIERI, LILIAN FANKHAUSER, ANNEMARIE SANCAR UND NICOLE STOLZ5

Die Care-Ökonomie beschäftigt sich mit Fragen, 

wie eine Gesellschaft das Wohlergehen ihrer 

Mitglieder organisiert und wie sich volkswirt-

schaftliche Entscheide über längere Zeit  

auf die personenbezogenen und nur schwach 

produktiven Arbeitsfelder auswirken.
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Armutsbekämpfungsprogrammen besonders heraus-

zuarbeiten. Die hier versammelten Überlegungen 

sollen einen Beitrag leisten zur Diskussion, ob und 

wie Geschlechtergerechtigkeit als eigene Zielsetzung 

verankert ist und umgesetzt wird, welche Erfah-

rungen dabei gemacht werden, in welchen Bereichen 

es noch mehr Wissen braucht und welche Probleme 

es zu überwinden gilt.

Im Schlusskapitel werden Überlegungen und 

Ansatzpunkte präsentiert, die mit Blick auf die in 

der Einleitung identifizierten Knackpunkte aus den 

Beiträgen abgeleitet und zudem in zwei Hearings mit 

Fachleuten aus Verwaltung und NGOs sowie einge-

ladenen internationalen Experten und Expertinnen 

vertieft worden sind.2 Sie sind in drei Schwerpunkte 

zusammengefasst: In einem ersten Teil stellen die 

Herausgeberinnen Überlegungen zum Mehrwert des 

Care-Ansatzes vor und diskutieren die Erfahrungen 

und die Möglichkeiten, Entwicklungsmassnahmen 

daran auszurichten. Der zweite Abschnitt behandelt 

die Aufgaben des Staates und deren Verschiebungen 

im Zuge von veränderten politischen und wirtschaft-

lichen Bedingungen. Im dritten Teil fragen wir nach 

Möglichkeiten, die Qualität von wirtschaftlichen 

Entwicklungsmassnahmen mit Blick auf Geschlech-

tergerechtigkeit zu sichern, ohne uns auf die zum 

Teil eng gefassten Instrumente der Wirkungsmessung 

beschränken zu müssen. 

1. Mehrwert des Care-Konzepts:  
Ganzheitliche Erfassung komplexer ökono-
mischer Realitäten im globalen Süden
Programme, die Armut mittels Wirtschaftsförderung 

bekämpfen wollen, arbeiten häufig mit herkömm-

lichen und daher reduktionistischen Modellen zur 

wirtschaftlichen Produktion. Die Unzulänglichkeit 

dieser Sichtweise ist mittlerweile auch von namhaften 

VertreterInnen der Ökonomie anerkannt. So kommt 

die prominent besetzte, von Nicolas Sarkozy einberu-

fene «Commission on the Measurement of Economic 

Performance and Social Progress» zum Schluss, dass 

neben den BIP-fähigen Wirtschaftsfaktoren vermehrt 

Indikatoren in die wirtschaftliche Gesamtrechnung 

einbezogen werden müssen, die eine Aussage über 

das menschliche Wohlergehen, das well-being, 

ermöglichen.3 Die Schwäche der Mainstream-Modelle 

besteht im Weiteren darin, dass Entwicklungsmass-

nahmen an Individuen gerichtet sind, die durch 

gezielten ‹Anschub› zur nachhaltigen Überwindung 

ihrer Armutssituation befähigt werden sollen, 

während die strukturellen, in den bestehenden 

Machtverhältnissen angelegten Armutsfaktoren 

ausgeblendet werden (Bauhardt und Çağlar 2010). 

Zum anderen arbeiten Entwicklungsagenturen mit 

einem ausschliessenden Arbeitsbegriff, welcher die 

Realität von Haushaltsökonomien im Süden mit ihrer 

engen Verschränkung von Subsistenz, Überlebens-

ökonomie, informeller, bezahlter und unbezahlter 

Arbeit nur unzureichend abbildet. Sie bieten keinen 

analytischen Zugriff auf unbezahlte, meist von 

Frauen geleistete Care-Arbeit und werten diese nicht 

als wirtschaftlich produktive Tätigkeiten. An dieser 

Verzerrung der wirtschaftlichen Realität entzündet 

sich die Kritik feministischer ÖkonomInnen: «In my 

opinion, mainstream economics, with its single 

central story of competitive production and exchange 

in markets, is too simple a theory to provide an 

adequate explanation of the economy, especially as it 

affects, and is affected by, women’s caring work» 

(Donath 2000, 116). Der Einbezug von Care bei der 

Analyse einer wirtschaftlichen Situation ist unab-

dingbar, noch ist jedoch unklar, wie dies sinnvoller-

weise geschehen soll. Tatsächlich setzt sich in zahl-

reichen Programmen die Einsicht durch, dass 

Care-Arbeit im Hinblick auf den Zeitaufwand ein 

wichtiger Faktor ist. Dies gilt insbesondere für 

Projekte, die auf die Verbesserung der Alltagssitua-

1 Khaleda Bulbuli, Bangladesh. Vgl. S. 38 

2 Am 8. September 2011, in Bern.

3 Die CMEPSP-Kommission wurde im Februar 2008 vom  
französischen Staatspräsidenten Sarkozy einberufen.  
Sie wurde von Joseph Stiglitz, Amartya Sen und Paul Fitoussi 
geleitet. URL des abschliessenden Berichts der Kommission: 
www.stiglitz-sen-fitoussi.fr/en/index.htm  
(letzter Zugriff: 24. Oktober 2011).
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tion im Subsistenzbereich abzielen. Hier scheint sich 

die Care-Frage eher zu stellen als bei solchen, welche 

die Einbindung von Bäuerinnen in die Märkte bezwe-

cken. In beiden Fällen bleibt indes erstaunlich unbe-

arbeitet, was diese konzeptuelle Erweiterung für die 

Umsetzung in Entwicklungsprogrammen bedeutet, 

welcher Erkenntnisgewinn und welches Verände-

rungspotential allenfalls darin angelegt sind, und 

inwiefern die Geschlechterverhältnisse angesprochen 

sind. Der Einbezug von Care in die Entwicklungszu-

sammenarbeit bedeutet nämlich mehr als die Berech-

nung des Zeitaufwandes für Hausarbeit, Kinderbe-

treuung und frauenspezifische Aufgaben der 

Subsistenzwirtschaft. Die Care-Ökonomie beschäftigt 

sich mit Fragen, wie eine Gesellschaft das Wohlerge-

hen ihrer Mitglieder organisiert, wie sich volkswirt-

schaftliche Entscheide über längere Zeit auf die 

personenbezogenen und nur schwach produktiven 

Arbeitsfelder auswirken, und nach welchen Kriterien 

produktive Arbeit von unproduktiven oder nicht als 

Arbeit geltenden Tätigkeiten unterschieden wird. 

Diese Fragestellung findet sich in der klassischen 

Ökonomiedebatte so nicht (Madörin 2010b). Der 

Fokus der herkömmlichen Modelle ist auf den effi-

zienten Umgang mit knappen Produktionsmitteln – 

darunter primär Arbeit, Boden, Kapital – ausgerich-

tet. Die unbezahlt geleistete Care-Arbeit unterliegt in 

dieser Logik nicht der Knappheit sondern steht, 

ähnlich wie Umweltfaktoren, endlos zur Verfügung 

(Knobloch 2008). Ähnlich kritisch kommentierten 

Nancy Folbre und Julie Nelson bereits im Jahr 2000 

die limitierte Aussagekraft, die die klassischen ökono-

mischen Modelle aufgrund der Externalisierung von 

essentiellen Produktionsfaktoren anbieten. Sie 

plädierten für deren Anpassung, indem der Wert der 

Care-Arbeit sichtbar gemacht wird (Folbre and 

Nelson 2000). 

Die begriffliche Verschiebung von «Reprodukti-

onsarbeit» zu «Care» bedeutet die Anerkennung der 

Tatsache, dass Wertschöpfung nicht nur im Rahmen 

von bezahlter Arbeit geleistet wird, sondern dass 

die personenbezogenen Dienstleistungen, seien sie 

bezahlt oder unbezahlt, entscheidend zum Wohlstand 

und zum Wohlergehen bei tragen. Mascha Madörin 

errechnete im Auftrag eines UN-Forschungsinstituts 

die Grössenordnungen, welche die bezahlten und 

unbezahlten, personenbezogenen Dienstleistungen 

für die Schweiz ausmachen.4 Die beeindruckenden 

Zahlen stützen ihr Argument, dass Care-Arbeit einen 

wesentlichen Beitrag zur Lebensqualität leistet, der 

in sämtlichen relevanten Rechnungen unterschlagen 

wird. Ähnliche Berechnungen stellte Sarah Gammage 

für Guatemala an (2010). Die Produktivität von Haus-

halten entspricht gemäss ihren Zahlen 30 Prozent des 

BIP. Die Konsequenz dieser Erkenntnis ist eine neue 

volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, worin diese 

Faktoren zu Buche schlagen. Damit ist eine entschei-

dende Grundlage dafür geschaffen, dass nicht nur 

über die Mehrbelastung von Frauen bei der Erbrin-

gung dieser Leistungen gesprochen, sondern eine 

Diskussion über die effektive und volkswirtschaft-

lich notwendige Umverteilung dieser Aufgaben ange-

stossen wird. Diese Diskussion ist für die EZA und 

insbesondere für Programme, deren Zielsetzung die 

Anbindung von subsistenzorientierten Haushalten 

an regionale Märkte ist, relevant. Die Analyse der 

Care-Arbeit und Überlegungen zu deren Umvertei-

lung sind eine Voraussetzung für eine nachhaltige 

Entwicklung, die auch die ärmsten Bevölkerungsseg-

mente erreichen sollte.

Das Care-Konzept ist ein Schlüssel für EZA-Fach-

leute, um die Rollen und Möglichkeiten verschiedener 

Zielgruppen mit Bezug auf ihre Verwirklichungschan-

cen5 zu analysieren; sie verweist auf die struktu-

rellen Bedingungen für extreme Armut und persistente 

Ungleichheit. Der Care-Ansatz lenkt den Blick auf zwei 

wesentliche Fragen: Einerseits darauf, wie die Arbeit 

innerhalb des Haushalts verteilt ist und wie sie umver-

teilt werden kann. Andererseits fragt diese Perspektive 

nach den Bedingungen für die Erbringung von Care-

Arbeit, die durch die globale Wirtschaftsordnung und 

4  So umfasst die in der Schweiz geleistete unbezahlte Arbeit  
im Jahr 2004 knapp 8500 Millionen Stunden. Damit übersteigt der 
Zeitaufwand denjenigen, der für bezahlte Arbeit geleistet wird – 
7000 Millionen Stunden –, um 20 %. Die Bruttowertschöpfung 
durch unbezahlte Arbeit betrug 2004 64 % des BIP. Demnach ist 
der Haushaltssektor wirtschaftlich bedeutender als der Dienst-
leistungssektor, er übersteigt die Bruttowertschöpfung des Finanz-
sektors um das 5,5-Fache. Nimmt man nur den geschätzten  
Wert der von Frauen geleisteten unbezahlten Pflege an Kindern, 
Kranken und Gebrechlichen, so entspricht dieser Wert den 
gesamten Vermögens- und Einkommenssteuern aller natürlichen 
Personen (Madörin et al. 2010c).

5  So wird der von Amartya Sen eingeführte Begriff der capabilities 
mehrheitlich übersetzt. Vgl. Glossar.

6 Vgl. Glossar unter dem Begriff «Care».
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die nationale Wirtschafts- und Sozialpolitik geschaffen 

werden. Damit verbunden ist die stete Verknüpfung 

von Mikro- und Makroebene. Shahra Razavi entwirft 

mit dem care-diamond eine Analyseperspektive, die 

vier Institutionen, welche für die Ausgestaltung, die 

Finanzierung und die Erbringung von Care-Arbeit 

zuständig sind, beinhaltet (Razavi 2010, 2). Mit dem 

care-diamond werden die Bedingungen, unter welchen 

Care-Leistungen bezahlt oder unbezahlt, privat oder 

öffentlich erbracht werden, systematisch analysiert 

und gleichzeitig die für die Überlebenssicherung rele-

vanten Verschiebungen in den Strukturen ausgewie-

sen. Wenn zum Beispiel in Folge von Sparmassnah-

men im öffentlichen Budget bezahlte Dienstleistungen 

im Gesundheitswesen abgebaut werden, schränkt 

dies nicht nur die Anstellungs- und Verdienstmöglich-

keiten von Frauen ein sondern beeinflusst die Haus-

halte, die livelihoods und die Verwirklichungschancen 

ihrer Mitglieder. Sehr oft springen Frauen in die Lücke, 

die die ausbleibenden Dienstleistungen hinterlas-

sen. Innerhalb von EZA-Programmen müssen solche 

Veränderungen als integraler Bestandteil von Armuts-

bekämpfung bearbeitet werden. 

Der Mehrwert des Care-Ansatzes, so wie ihn die 

Herausgeberinnen in Anlehnung an Madörin (2010 a) 

verstehen, kann deshalb entlang von drei Punkten 

beschrieben werden: die konzeptuelle Loslösung 

bestimmter Tätigkeiten von Geschlechterstereotypen, 

die Bedeutung von Arbeit und die Verknüpfung von 

Mikro- und Makroebene.

LOSLÖSUNG VON STEREOTYPEN Verstanden als «perso-

nenbezogene Dienstleistungen» oder auch social 

provisioning6 umfasst Care-Arbeit als Begriff Tätig-

keiten, die in den 1980er Jahren als Reproduktions-

arbeit bezeichnet wurden. Das Konzept von Care 

impliziert, bestimmte Tätigkeiten, die bis anhin 

implizit an eine biologische Voraussetzung gebunden 

und über Geschlechterstereotype in den Haushalten 

ebenso wie in den Projektlogiken verankert waren, in 

einem ökonomischen Verhältnis und mit Blick auf die 

ökonomische Gesamtrechnung zu beurteilen. Mit 

dem Fokus auf Care wird der Blick erweitert, Rollen 

und Bedürfnisse der care-receivers, aber auch der 

care-providers können konsequent mitgedacht 

werden, um damit die Voraussetzungen für die Über-

nahme von bezahlten und unbezahlten Aufgaben im 

und ausserhalb des Haushalts integrativ und gerecht 

zu gestalten. Infrastruktur und öffentliche Dienstlei-

stungen beeinflussen Care ebenso sehr wie die 

(fehlende) Zeit, die Energie, und die Arbeitsteilung 

innerhalb der Haushalte. Eine Kostensenkung für 

Produkte des alltäglichen Gebrauchs könnte hier 

ebenso entlastend wirken wie Renten für Bäue-

rInnen, Kinderbetreuung, gynäkologische Gesund-

heitsversorgung, ein Recht auf Krankenversicherung 

sowie Investitionen in Wasser- und Energieversor-

gung oder Mobilität. Zwar erhöht sich die Komplexi-

tät von Projekten, wenn die Interventionen mit Blick 

auf ihre Wirkung hinsichtlich der Care-Arbeit beur-

teilt werden. Im Zuge des erhöhten Drucks zur Markt-
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integration führt die Sicherstellung der livelihoods 

jedoch zu einer einseitigen Mehrbelastung von 

Frauen und Mädchen und zu einer Verminderung 

ihrer Verwirklichungschancen. Diese Tendenzen 

sollten bereits in der Projektplanung korrigiert 

werden. 

NEUE SICHT AUF ARBEIT «Ich kann bestätigen, dass wir 

ohne Pause arbeiten, ausser in der Nacht, wenn wir 

schlafen.»7 Dieser Befund der Frau aus Bénin, die im 

Rahmen der Recherchearbeiten für diese Publikation 

ihren Alltag schilderte, verweist auf den Kern der 

Überlegungen rund um wirtschaftliche Entwicklung 

und den Einbezug der Armen, namentlich der Frauen. 

Arbeit verstanden als jene Aktivität, welche die 

Sicherung der Grundbedürfnisse eines Haushalts 

garantiert, ist der Schlüssel für das menschliche 

Wohlbefinden und die Verbesserung von Verwirkli-

chungschancen. Damit wird deutlich, dass es sich im 

Zusammenhang mit Arbeit nicht ausschliesslich um 

Erwerbsarbeit im engen Sinn handelt, also um Akti-

vitäten, die ein monetäres Einkommen erzielen. Viel-

mehr umfasst der Begriff sämtliche Tätigkeiten, die 

für das Wohlergehen und zur Sicherung des Überle-

bens erbracht werden, und von denen viele unbe-

zahlt und unter schwierigen Bedingungen geleistet 

werden. Arbeit – und nicht ein eng gefasstes Verständ-

nis von Produktivität – ist die entscheidende Kompo-

nente für die Überwindung von Armut. Arbeit ist 

mehr als der Weg zu einem ökonomischen Einkom-

men. Vielmehr ermöglicht Arbeit soziale Teilhabe, 

Wertschätzung, sowie die Entfaltung und Weiterent-

wicklung von persönlichen Fähigkeiten. Diese umfas-

sende Sicht von Arbeit, einschliesslich der Frage 

nach der Verfügbarkeit über Arbeit, ist im hier vertre-

tenen Care-Ansatz enthalten. Sie impliziert eine 

vorsichtige Abwägung der Veränderungen, die mit 

dem Anreiz oder dem Druck auf Frauen, eine bezahlte 

Erwerbsarbeit aufzunehmen oder ihre Produkte auf 

einen regionalen Markt auszurichten, einhergehen. 

Dazu gehören nicht nur der Zeitaufwand sondern 

auch Fragen nach alten und neuen Abhängigkeiten, 

Autonomie und der Möglichkeit, eigene soziale Netz-

werke zu unterhalten.

GANZHEITLICHES VERSTÄNDNIS VON ÖKONOMIE Der 

Care-Ansatz verlangt somit auch ein ganzheitliches 

Verständnis von Ökonomie, ein Verständnis, nach 

welchem die in der feministischen Ökonomie auch 

als «andere Wirtschaft» bezeichneten Tätigkeiten 

gerechnet werden (Donath 2000). Der livelihood-

Ansatz8 oder die Kombination von Gouvernanzansät-

zen und Wirtschaftsförderung bauen zwar auf einer 

ganzheitlichen Perspektive auf, arbeiten aber schwer-

punktmässig auf der Mikroebene und beachten, trotz 

teilweise anders lautenden Aussagen, die wechselsei-

tigen Verknüpfungen von Mikro- und Makroebene 

und deren geschlechterspezifischen Auswirkungen 

zu wenig systematisch (Murray 2001). Diese Ansätze 

scheinen es zudem derzeit schwer zu haben, wie aus 

informellen Gesprächen hervor geht. Entsprechende 

Fachgruppen innerhalb von Schweizer NGOs lösen 

sich auf, die integrativen Herangehensweisen werden 

verwässert oder ganz aus den Planungsdokumenten 

gestrichen. Fachleute diagnostizieren einen starken 

Druck, Value-Chain-Programme aufzubauen, die 

durch eine ausschliesslich ökonomische Sicht geprägt 

und mit ganzheitlichen Ansätzen nicht kompatibel 

sind oder diese höchstens auf kleiner Flamme laufen 

lassen. In den Gesprächen mit ExpertInnen, die im 

Rahmen dieser Publikation geführt wurden, wird 

ausserdem deutlich, inwiefern die strukturellen 

Herausforderungen in den Partnerländern sowie die 

stereotypen Bilder der «leistungsstarken Frauen» der 

konzeptuellen Einarbeitung von Care im Weg stehen. 

7 Kpagnéro Dafia, aus Sinahou, 
Pèrèrè, Bénin. 13. November 2010.

8 Vgl. Glossar.

Arbeit ist mehr als der Weg zu einem ökonomischen Einkommen.  

Vielmehr ermöglicht Arbeit soziale Teilhabe, Wertschätzung, sowie die 

Entfaltung und Weiterentwicklung von persönlichen Fähigkeiten.
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2. Makroökonomische Strukturen,  
alternative Wirtschaftsformen und die 
Verantwortung des Staates gegen- 
über den BürgerInnen

Entwicklungsmassnahmen, die auf Wirtschaftsför-

derung setzen, sind dem Ziel der Armutsbekämp-

fung verpflichtet. Dies bedeutet, dass Strukturen 

lokaler und regionaler Wirtschaftssysteme gefördert 

werden, die auch den Ärmsten einen Zugang zu 

Erwerbsmöglichkeiten öffnen. Mit Blick auf die Care-

Arbeit wird diese Ausrichtung gestärkt: Care-Arbeit 

kann nicht isoliert von nationaler und internationa-

ler Wirtschaftspolitik betrachtet werden. Im Rahmen 

von Dezentralisierungsmassnahmen oder Struktur-

anpassungsprogrammen muss stets die Gefahr der 

Verschiebung von Leistungen auf private, unbe-

zahlte Care-Arbeit und damit eine überproportionale 

Belastung von Frauen im Auge behalten werden. 

Wie die hier versammelten Erfahrungen zeigen, 

zahlt sich diesbezüglich die Unterstützung kollek-

tiver Produktionsformen aus, sie entsprechen eher 

den Haushaltsstrategien als die auf individuelle 

Markteinbindung ausgerichteten Programme. In 

kollektiven Organisationsformen integriert, verbes-

sern Frauen die Möglichkeiten, ihre Arbeitsbelastung 

zu kontrollieren und sich für ihre Verantwortungen 

im Care-Bereich besser abzustützen. Die Last der 

unbezahlten Arbeit wird durch die Verteilung auf 

mehrere Schultern verringert. Je nach Ausgestaltung 

des Programms ermöglicht es der kollektive Rahmen, 

spezifische Probleme von Frauen anzusprechen und 

auf diese Weise ihre Position in Gemeinde und Haus-

halt zu stärken. Dennoch bleibt der Punkt der 

Umverteilung kritisch: Auch in kollektiven Formen 

sind die Schultern, auf denen unbezahlte Arbeit 

lastet, vorwiegend weiblich.

Wenn Mikrofinanzinstrumente die Kreditneh-

merInnen jedoch dem freien Spiel der Marktkräfte 

überlassen und die makroökonomischen Mechanis-

men, die Armut erzeugen, nicht zur Debatte stel-

len, ist es eher unwahrscheinlich, dass es zu einer 

Ermächtigung der Zielgruppen kommt und diese sich 

gemeinsam für ihre Rechte einsetzen. Das Gegen-

teil ist der Fall: Sie werden ermuntert, auf den Märk-

ten gegeneinander zu konkurrieren (Wichterich 

2007). Damit werden bestehende kollektive Struk-

turen zum Schaden vor allem der schlechter gestell-

ten Gesellschaftsmitglieder unterwandert (Bateman 

2010). Diese Befunde verweisen darauf, dass wirt-

schaftliche Entwicklung im Kontext von staatlichen 

Institutionen gedacht werden muss, etwa im Sinne 

von Zuwendungen, welche schwächere Beteiligte mit 

zusätzlichen Mitteln ausstatten und für den Fall von 

Krisen abfedernde Massnahmen entwickeln. Komple-

mentär zur Förderung des Privatsektors müssten 

auch Staaten dahin gehend unterstützt werden, dass 

sie bestimme Anteile der Gewinne aus den rentablen 

Wirtschaftszweigen in die nicht-rentablen des Care-

Bereiches transferieren können. Für die Erbringung 

dieser Leistungen sind Mechanismen der Umvertei-

lung und damit ein genauer Blick auf die Steuerpoli-

tik unerlässlich. Hierbei könnten staatliche Entwick-

lungsagenturen eine Rolle spielen, da sie besser 

positioniert sind, um etwa die Kohärenz nationaler 

Politiken einzufordern. Mangelnde Investitionen in 

soziale Sicherheit, in Gesundheit  und Bildung wirken 

sich auf die Qualität der Versorgung aus und beein-

flussen die Rahmenbedingung für die Leistung derje-

nigen Aufgaben, die das menschliche Wohlergehen 

sichern. Darüber hinaus ist dieser Mangel letztlich 

Ergebnis und Ausdruck einer durch die wirtschaft-

lichen Strukturanpassungsprogramme verursach-

ten Verletzung des modernen Gesellschaftsvertrags: 

«Inclusive patterns of growth will need to be supple-

mented by redistributive policies that can serve to 

directly address the intersecting dynamics of social 

exclusion (…) the allocation of budgets to different 

sectors and services and the distribution of social 

transfers and subsidies will have direct bearing on 

the financing of social services and social protection 

measures of greatest relevance to poor and exclu-

ded groups» (Kabeer 2010, 8). Der Care-Ansatz hilft, 

die Folgen solcher Defizite für die Entwicklung der 

Gesellschaft aufzudecken und Strategien zu entwi-

ckeln, wie die Frauen substantiell von unbezahlter 

Arbeit entlastet werden können.

Weitere Denkanstösse umfassen die Neulancierung 

der «Volksversicherung» oder eines globalen Fonds 

für soziale Wohlfahrt, was insbesondere im Inte-

resse der Frauen sein könnte, deren Zugang zu Basis-

gesundheitsleistungen tendenziell und im Verhält-

nis zu ihren Bedürfnissen weniger gesichert ist. Gute 

Wirkung erzeugen Initiativen, die Gemeinden dabei 

unterstützen, Budgetprozesse und Steuererhebungs-

systeme zu entwickeln, welche die strategischen 

Bedürfnisse der unterschiedlichen Bevölkerungs-

Im Rahmen von Dezentralisierungsmassnahmen oder Struktur-

anpassungsprogrammen muss stets die Gefahr der Verschiebung von 

Leistungen auf private, unbezahlte Care-Arbeit und damit eine  

überproportionale Belastung von Frauen im Auge behalten werden.
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gruppen aufnehmen. Denn die Auswirkungen finanz- 

und investitionspolitischer Entscheide manifestieren 

sich vorwiegend auf kommunaler Ebene; besonders 

aufschlussreiche Informationen liefern dazu Gender-

Responsive-Budget-Analysen. Voraussetzung sind 

gut funktionierende zivilgesellschaftliche Organisa-

tionen, die die Rechte der BürgerInnen kennen und 

diese auch einklagen können, wenn soziale Sicher-

heit, Menschenrechte oder arbeitsrechtliche Stan-

dards nicht gewährt sind. Unerlässlich sind Mass-

nahmen, die Organisationen stärken, deren politische 

Einflussnahme ermöglichen, ihnen Instrumente der 

öffentlichen Klage in die Hand geben und sie in ihrer 

Rolle als Beobachterinnen der staatlichen Hand-

lungen und zur Verteidigung der Menschenrechte 

unterstützen. 

Nicht zuletzt braucht es Überlegungen zu alter-

nativen Wirtschaftsformen, etwa gemeinschaft-

lichen Produktionsformen und kollektiv verwal-

teten Gütern. Diese könnten mittels Anreizsystemen 

auf- und ausgebaut werden, die sich von herkömm-

lichen Marktprinzipien lösen, indem sie Effektivität 

nicht ausschliesslich aus dem Verhältnis «zwischen 

Kosten und Ertrag für die Unternehmen/Produzen-

tInnen und einem optimalen Verhältnis zwischen 

Preis des Produktes und Nutzen für die Konsumen-

tInnen» (Madörin 2010, 91) ableiten. Dazu gehören 

die erwähnten genossenschaftlichen Strukturen und 

Kooperationen, aber auch die Fair-Trade-Bewegung, 

die den Einbezug von ökologischen Kriterien in die 

Produktion weitgehend durchgesetzt hat, könnte 

ein Ansatzpunkt sein, obwohl es gemäss einschlä-

gigen Erfahrungen schwieriger ist, soziale Faktoren 

verbindlich und glaubhaft einzufordern. Der poli-

tische Prozess rund um die Rio+20-Initiativen bietet 

eine einmalige Chance, diese Fragen zu thematisie-

ren. Eine wegweisende Richtung könnte etwa dahin-

gehend laufen, dass die Zielsetzungen der Einkom-

mensschaffung mit Ernährungssicherung verknüpft 

wird. Die Investition in neue Technologien und 

entsprechende Ausbildungen ist zentral, sie darf 

aber nicht auf Kosten der sozialen Sicherheit oder 

der Berufsbildung in Gesundheit und Bildung gehen, 

wo Leistungsabbau und Entprofessionalisierung 

die Last der unbezahlten Care-Arbeit unmittelbar 

erhöht. Für diese kombinierte Strategie braucht es 

verbindliche politische Initiativen auf internationa-

ler Ebene, die diesen Forderungen den nötigen Rück-

halt verleihen.
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3. Beobachten – Qualität sichern – Wirkung 
ausweisen

«Women and men may have very different priorities 

and possibilities. (…) First, it implies that data will 

have to be disaggregated to take account of intra-

household differentials in ‹beings and doings›. 

Second, it implies the need for indicators which reco-

gnize that women’s lives are governed by different 

and often more complex social constraints, entitle-

ments and responsibilities than those of men, and  

are led to a far greater extent outside the monetized 

domain» (Kabeer 2003, 142).

In EZA-Fachkreisen ist ein gewisses Unbehagen 

bezüglich des zunehmenden Drucks nach Wirkungs-

messung von Entwicklungsmassnahmen verbreitet. 

Obwohl die Expertinnen und Experten die Forderung 

nach mehr Transparenz für berechtigt halten und in 

diesem Prozess auch Chancen erkennen, ihre eigene 

Arbeit kritisch zu evaluieren, sehen andere vor allem 

die einschränkenden Aspekte. Indem die Analyse 

von Veränderungen ausschliesslich zu einer Beweis-

führung anhand von reduzierten Wirkungsketten 

verkommt, gerät das Hauptziel der Wirkungsanalyse, 

nämlich das Anstossen von Lernprozessen, aus dem 

Blick. Die Möglichkeiten, Veränderungen auf einer 

breiteren Ebene wahrzunehmen, Zusammenhänge 

zu erkennen und ihren Ursachen auf den Grund zu 

gehen, nehmen ab. Auch wenn aus den Gesprächen 

mit Expertinnen und Experten hervorgeht, dass es 

durchaus InvestorInnen gibt, die neben den Gewinn-

zahlen auch Ergebnisse im Bezug auf die ‹soziale 

Rendite› erwarten, bestehen grosse Unsicherheiten, 

wie diese sinnvoll und ‹ohne grossen Zusatzauf-

wand› gemessen werden sollen. 

Dass die Heranführung von armutsbetroffenen 

Gruppen an den Markt alleine nicht genügt, um 

Armut zu reduzieren, haben die bisherigen Ausfüh-

rungen deutlich gemacht. Der Kurzschluss bleibt 

jedoch häufig unwidersprochen, weil man die 

gewünschten Veränderungen mit den gängigen 

Wirkungsmessungsinstrumenten leicht nachweisen 

kann: Wirtschaftliches Wachstum und Einkommens-

steigerung sind überzeugende Outcomes und schmü-

cken jede Bilanz. Dass womöglich für die Zielbevölke-

rung von der Einkommenssteigerung nicht viel übrig 

bleibt, wenn die Rahmenbedingungen ausgeblendet 

werden, wird in den Auswertungsdokumenten nicht 

formuliert. Damit laufen EZA-Programme Gefahr, 

dass trotz bestechender Erfolgszahlen kein Mehr-

wert, sondern Prekarität (vulnerability) entsteht. Mit 

andern Worten, wenn frauenspezifische Produktions-

zweige in Value Chains eingebunden werden, aber 

gleichzeitig keine Instrumente zur Umverteilung der 

unbezahlten Arbeit vorgesehen sind, bringt man die 

beteiligten Frauen in unlösbare Zwangssituationen. 

Zudem ist es notwendig, dass ein entsprechendes 

Projekt die institutionellen Rahmenbedingungen und 

deren Steuerung über die Politik im Auge behält. 

Auch hier besteht die Gefahr, dass durch eine unge-

nügende oder nicht existente staatliche Dienstlei-

stung die Belastung bei den weiblichen Familienmit-

gliedern unverhältnismässig zunimmt. Wenn immer 

mehr Frauen in den Einkommen generierenden 

Sektor gedrängt werden sind Stützungsmassnahmen 

notwendig, die im Bereich personenbezogene Dienst-

leistungen und Care-Arbeit allgemein ansetzen. Die 

meisten Projektplanungen sind weit davon entfernt, 

solche Rahmenbedingungen mitzudenken. Gerade 

deshalb sind Projektkomponenten notwendig, die 

die Zielgruppen nicht nur als Unternehmerinnen und 

Unternehmer ansprechen, sondern auch als Rechts-

subjekte, die ihren Anspruch gegenüber den zustän-

digen Instanzen geltend machen können. Dies ist 

umso wichtiger in Situationen wie in Tadschikistan 

oder in Georgien, wo dramatische politische, wirt-

schaftliche und soziale Umwälzungen kurzfristige 

Projektgewinne vollständig absorbieren. 

Ein ganzheitliches Vorgehen ist aber nicht nur 

für die Planung, sondern auch für die Auswertung 

angezeigt. Ein umfassendes Monitoring, welches den 

Mehrwert der Projekte im Bezug auf die Verbesse-

rung des Wohlergehens jenseits einer Einkommens-

steigerung einbezieht, wäre wünschenswert. Im Fall 

von Georgien bräuchte es Anstrengungen, um den 

ownership der Produzentinnen am Mehrwert des 

VC-Programms reell zu steigern – etwa, indem alle 

Beteiligten über die Gewinninvestition mitdiskutie-

ren und hierbei auch ein Stimmrecht haben. Mass-

nahmen, um den Rückfluss zumindest von Teilen des 

Gewinns in die Gemeinden sicher zu stellen, sind 

notwendig und die Prozesse, die dadurch generiert 

werden, sollten ebenfalls ins Monitoring einbezogen 

werden. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Förderung von 

wirtschaftlichem Handeln in ganzheitlicheren 

Anlagen einen entsprechend flexibel gestalteten 

Projektrahmen erfordert. Neben der Abstimmung 
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von Massnahmen auf politische und wirtschaft-

liche Rahmenbedingungen und dem Einbezug von 

EntscheidungsträgerInnen, ist auch, wie im Karité-

Projekt demonstriert, die Mitarbeit der Ehemän-

ner eine entscheidende Komponente. Um die in 

Gang gesetzten Veränderungen präziser beurteilen 

zu können, braucht es neue Methoden zur Messung 

von Wohlergehen und der Beurteilung des Einflusses 

der unbezahlten Arbeit. Eine Diskussion über Evalu-

ationen, die auch Vergleichsfälle heranziehen sowie 

über die Möglichkeiten, auch längerfristige Verän-

derungsprozesse im Rahmen von Monitorings zu 

spiegeln, müsste dringend angestossen werden. 

Um künftige Programme in diesem Sinne auszuge-

stalten, ist eine starke Verpflichtung von Seiten der 

führenden Entwicklungsagenturen angezeigt. Darin 

eingeschlossen ist eine deutliche Distanzierung von 

vereinfachenden Projektplanungen, deren voraussag-

barer Erfolg auf reduktionistischen Aussagen beruht. 

Es braucht hier eine engagierte Debatte, die sich 

nicht darin erschöpft, dass ganzheitlichere Perspek-

tiven zu komplex und zu wenig kontrollierbar seien. 

Vielmehr sollten sich die Fachleute herausgefor-

dert fühlen, ausserhalb der konventionellen Denk-

schemata nach Lösungen zu suchen und geeignete 

Methoden zu entwickeln, um die komplexen Reali-

täten subsistenzorientierter Lebenssituationen unter 

dem Druck von gegenwärtigen Wandlungsprozessen 

sinnvoll zu integrieren.

Die Empfehlungen gehen dahin, dass linear 

verfasste Wirkungsketten durch das regelmässige 

Beobachten längerfristiger Veränderungen ergänzt 

werden sollen. Solche Beobachtungsfelder, die nach 

CEDAW9 konzipiert werden können, dienen dazu, 

nach den indirekten Auswirkungen von Interven-

tionen zu fragen. Zum Beispiel den Folgen der Ver- 

schiebungen von Care-Leistungen vom bezahlten 

öffentlichen in den unbezahlten privaten Bereich auf 

die zeitliche Beanspruchung der Frauen, die Gesund-

heit der Kinder und das Wohlbefinden der betreuungs- 

bedürftigen Kranken und Alten. Mikrosoziologische 

Analysen erhellen, neben statistischen und verglei-

chenden Untersuchungen, das Zusammenspiel der  

verschiedenen Rollen und wie dieses erschüttert 

wird, wenn Frauen eine Erwerbsarbeit aufnehmen 

(Berik et al. 2009, 23). Die Veränderungen müssen 

als längerfristige Prozesse erfasst werden. Dazu 

braucht es nach Geschlechtern differenzierte Haus-

haltsanalysen und Monitoringsysteme, welche auch 

Faktoren wie time use oder die Intensität von Arbeits-

prozessen erfassen und damit Aussagen über Belas-

tung und Tendenzen zu time poverty ermöglichen 

(Grown, Floro und Elson 2010). Die klassische Unter-

scheidung in praktische versus strategische Bedürf-

nisse (Molyneux 1985; Moser 1989) lässt sich bei 

der Wirkungsanalyse als sinnvolles Werkzeug zur 

wirksamen Geschlechteranalyse einsetzen, insbe-

sondere weil sich die strategischen Bedürfnisse oft 

erst über die Verknüpfung der verschiedenen Interes-

sen, Rollen und Möglichkeiten aus dem strukturellen 

Kontext heraus aufschlüsseln lassen.  

Die vorhergehenden Ausführungen haben gezeigt, 

dass die Frage nach der Wirkung von EZA für 

geschlechtergerechte Entwicklung auch eine Mess- 

und Methodenfrage ist. Es sind Alternativen zu eindi-

mensionalen Wirkungsmessungen, die stärker neben 

quantitativen verstärkt auf qualitative Indikatoren 

setzen. Dazu gehören livelihood-Ansätze,10 outcome 

mapping, Aktionsforschung oder Analysen, die sich 

an der most significant change-theory11 orientieren, 

mit welchen die Multidimensionalität von Entwick-

lung und die gesellschaftliche Bedeutung der Care-

Arbeit – trotz Komplexität – systematisch erfasst 

werden können. Hier sind Entwicklungsexpertinnen 

und -experten gefordert, die entsprechenden Einga-

ben bei den Projektplanungen zu machen und im 

Rahmen der Budgetentscheide durchzusetzen.
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Schlussbemerkungen

In den 1990er Jahren erzielte der rights-based-

approach eine hohe Durchschlagskraft innerhalb des 

Entwicklungsdiskurses.12 Der Ansatz identifiziert die 

Ursache von Armut unter anderem als ein Ergebnis 

von Rechtlosigkeit, Diskriminierung und Ungleich-

heit. Mit Bezug auf internationale Normen13 fordert 

diese Herangehensweise Regierungen auf, ihren 

Verpflichtungen nachzukommen und die Erfüllung 

der Menschenrechtsstandards zu garantieren, indem 

sie dafür sorgen, dass Ausschlussmechanismen abge-

baut werden. Ein wichtiges Instrument im Rahmen 

von rechtsbasierten Entwicklungsansätzen ist die 

Stärkung von zivilgesellschaftlichen Strukturen im 

Sinne einer Befähigung von Männern und Frauen, 

ihre Rechte einzufordern und damit strukturelle 

Armutsursachen zu beseitigen.

Die Analysen, die in der vorliegenden Publikation 

präsentiert wurden, lassen den Schluss zu, dass der 

rechtsbasierte Entwicklungsansatz im Rahmen der 

Entwicklungsmassnahmen, die unter dem Konzept 

der Wirtschaftsförderung zusammengefasst sind, 

ins Hintertreffen gerät. Dies hängt zum einen damit 

zusammen, dass eine Mehrzahl der unter dieser Ziel-

setzung versammelten Ansätze ihre Aktivitäten auf 

das ökonomische Potential der Individuen ausrich-

ten und Machtverhältnisse ausklammern, die der 

ungleichen Verteilung des ökonomischen Potentials 

zugrunde liegen. Mit der Förderung und Ausbildung 

von Armutsbetroffenen zu Wirtschaftssubjekten wird 

der Fokus weg von den strukturellen Bedingungen 

von Armut hin zu der Befähigung der Individuen 

gerichtet, dem Markt zuzuwirtschaften, um dann 

als Konsumierende selbst profitieren zu können. Der 

Menschenrechtsansatz rückt die Frage der Diskrimi-

nierung ins Zentrum und die Machverhältnisse in 

den Blick, aufgrund welcher die Mehrheit der Armen 

trotz Investitionen und Wachstum, trotz verbesserter 

Bildung, bezahlter Arbeit und Tätigkeiten als Kleinst-

unternehmerInnen in Armut verharren und wie sich 

deren Armut in den Gewinnkurven der Unternehmen 

niederschlägt Es lohnt sich, diese wichtige Errun-

genschaft internationaler Entwicklungspolitik, die 

Rechtsgleichheit über alles stellt, nicht aus der Hand 

zu geben.

9 Convention on the Eliminiation of all Forms of Discrimination 
against Women, URL: www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/  
(letzter Zugriff: 24. Oktober 2010).

10 Vgl. Glossar. 

11 Outcome mapping ist ein vom Kanadischen Zentrum für Entwick-
lungsforschung ausgearbeitetes Monitoring und Evaluations- 
Instrument, welches akteurzentriert arbeitet. Statt auf Indikatoren 
wie Armutsziffern oder Politikrelevanz zu setzen, erfasst der 
Ansatz die Veränderungen, Verhaltensweisen und sozialen Bezie-
hungen über ein dreistufiges Analyseverfahren. Vgl. Earl und 
Smutylo 2001. 
Most-significant-change-theory ist ein rein qualitativer Ansatz, der 
in einer partizipativen Herangehensweise so genannte Zeugnisse 
der bedeutsamsten Veränderung aufzeichnet. Mehr Informationen 
auf www.kstoolkit.org/Most+Significant+Change (letzter Zugriff: 
25. Oktober 2011).

12 Dies war nicht zuletzt eine Folge des Einflusses von Amartya Sen 
und des capability-Ansatzes innerhalb von internationalen Insti - 
tu tionen. Der capability-Ansatz ist nicht nur kompatibel mit einem 
rechts-basierten Ansatz von Entwicklung, sondern kann als eine 
Art Spezifizierung dieses Ansatzes verstanden werden (Nussbaum, 
Martha. 2003. «Capabilities as fundamental entitlements: Sen  
and social justice.» In: Bina Agarwal et al.: «Amartya Sen's work 
and ideas.» London, S. 35-62).

13 Diesen internationalen Normen haben sich zahlreiche Staaten 
durch die Unterzeichnung internationaler Verträge – etwa der 
CEDAW – unterstellt. 

Der Menschenrechtsansatz rückt die Frage nach den  

Machtverhältnissen in den Blick, aufgrund welcher die  

Mehrheit der Armen trotz Investitionen und Wachs- 

tum, trotz verbesserter Bildung, bezahlter Arbeit und  

Tätigkeiten als KleinstunternehmerInnen in Armut  

verharren.
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ABKÜRZUNGEN

DEZA   Direktion für Entwicklung und Zusammen-

arbeit

EZA   Entwicklungszusammenarbeit

GAD   Gender and Development (Entwicklungs-

ansatz)

GM   Gender Mainstreaming

GRB   Gender Responsive Budgeting

ILO   International Labour Organization

IZFG   Interdisziplinäres Zentrum für Geschlechter-

forschung der Universität Bern

FLO   Fairtrade Labelling Organisations International

MFI   Mikrofinanzinstitute

MFS   Mikrofinanzdienstleistungen

M4P   «Making Markets work for the Poor»  

(Märkte für die Armen nutzbar machen)

NGO  Non Governmental Organisation

PSD  Private Sector Development

SAI   Sustainable Agriculture Information Platfrom

SECO  Staatssekretariat für Wirtschaft

VC  Value Chain: Wertschöpfungskette

BEGRIFFSERLÄUTERUNGEN

CARE  (engl.: pflegen, sorgen für, betreuen) Care-

Arbeit meint sämtliche bezahlten und unbezahlten 

personenbezogenen Dienstleistungen, die direkt zur 

Produktion und zum Erhalt menschlichen Lebens 

beitragen und damit auch das Wirtschaftssystem als 

solches unterhalten. In englischen Texten werden 

diese Dienstleistungen als social provisioning bezeich-

net. Unerlässlich für soziale und menschliche 

Entwicklung sind diese Aufgaben häufig ungleich 

zwischen den Geschlechtern, und immer mehr auch 

zwischen sozialen Schichten verteilt. Da diese 

Ungleichheit tief in die Sozialversicherungssysteme 

eingelassen ist, plädiert Shahra Razavi dafür, dem 

Recht auf Care – sowohl im Sinne von care-giving als 

auch von care-receiving – den Status eines Bürger-

rechts zu verleihen (Razavi 2007).

In der Literatur werden die unter Care gefassten 

wirtschaftlichen Tätigkeiten auch als «die andere 

Ökonomie» bezeichnet (Donath 2000). ‹Anders› 

deshalb, weil Care-Leistungen häufig nicht markt-

förmig sind. Die Mehrzahl konventioneller ökono-

mischer Modelle externalisiert die Leistungen und die 

Kosten von Care, was dazu führt, dass ihre Annahmen 

hinsichtlich wirtschaftlicher Leistung auf einer Art 

natürlichen, unversiegbaren Quelle von Care-Arbeit 

basieren (Elson 2005). Zur Sichtbarmachung dieser 

Leistungen, um Geschlechter- oder andere Ungleich-

heiten zu verringern und eine zusätzliche Konzen-

tration der Care-Last auf den Schultern der Frauen 

zu vermeiden, plädieren Ökonominnen wie Mascha 

Madörin für einen Einbezug der Care-Leistungen in 

die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (Madörin 

2006).

CARE-ÖKONOMIE  umfasst des Weiteren auch die 

Frage nach den institutionellen Bedingungen sowie 

den ethischen Werten, die notwendig sind, um die 

Sorge für Andere und ein nachhaltiges, auch umwelt-

schonendes Wirtschaften überhaupt möglich machen 

(Madörin 2006). Ein herausragendes Merkmal der 

Care-Arbeit ist zudem, dass sie auf zwischenmensch-

lichen Beziehungen aufbaut, die häufig auch emotio-

nal aufgeladen sind (Lynch and Walsh 2009). 

EMPOWERMENT  Das Empowerment-Konzept wurde  

im Zusammenhang der internationalen Zusammen-

arbeit erstmals an der Abschlusskonferenz der 

UN-Frauendekade 1985 in Nairobi vom Südfrauen-

netzwerk DAWN (Development Alternatives with 

Women for a New Era) entwickelt. Es beschreibt eine 

politische Strategie, durch welche Frauen kollektiv 

von unten her Macht aufbauen sollten, um Struk-

turen der Ausbeutung und Unterdrückung aufzubre-

chen (Rodenberg und Wichterich 1999, 25). Frauen 

sollten Ressourcen kontrollieren können sowie 

Entscheidungs- und Gestaltungsmöglichkeiten im 

Haushalt, in der Politik, der Wirtschaft und der 

ANHANG6
Glossar
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Kultur erhalten. Dabei wurden neben Geschlecht 

explizit auch andere Ungleichheiten wie Rasse und 

Klasse erwähnt und die Befreiung nicht nur von 

männlicher Vorherrschaft angestrebt, sondern auch 

von Kolonialismus, Neokolonialismus und globali-

sierten Wirtschaftsformen, die Frauen und andere 

Minderprivilegierte ausschliessen. Die Südfrauen 

leiteten damit einen Perspektivenwechsel ein, der 

einen feministischen Pluralismus forderte. Unter-

schiedliche Bedürfnisse und Sorgen von Frauen in 

verschiedenen Lebenskontexten sollten berücksich-

tigt und von den Frauen selbst definiert werden (Sen 

und Grown 1988). Damit wurden auch die Dualität 

von Macht versus Machtlosigkeit und das Stereotyp 

der weiblichen Unterordnung und Rechtlosigkeit 

aufgebrochen. An dessen Stelle traten differenzierte 

Betrachtungsweisen und die Meinung, dass auch 

Menschen mit scheinbar kleinem Machtanteil über 

ein Potential verfügen, um ihre Lebensbedingungen 

zu transformieren (Kabeer 1994 [2003], 224).

Genau dieses Potential wollen die Weltbank und 

weitere globale Entwicklungsinstanzen anzapfen. 

Der Siegeszug des Empowerment-Begriffs in diesen 

Institutionen erklärt sich durch die Loslösung von 

seiner kritischen feministischen Herkunft. Damit 

wird Idee des ökonomisch handelnden Individuums 

nicht nur in den Empowerment-Ansatz integrier-

bar, sondern geradezu «smart». Befreit man Armuts-

betroffene aus ihren multiplen Abhängigkeiten, so 

verändert man ihre Ausgangslage und ihre Verhand-

lungsposition gegenüber dem Markt, dem Staat und 

der Zivilgesellschaft. Das Ziel ist die Förderung von 

Individuen, die als Unternehmerinnen und Unterneh-

mer selbstverantwortlich ihren Weg aus der Armut 

finden (World Bank 2002). 

FAIR TRADE  Ursprünglich eine Solidaritätsbewe-

gung mit dem Ziel, alternative Handelsnetzwerke 

ausserhalb des globalisierten Marktes und dessen 

ökonomischen Prinzipien aufzubauen. Eine zweite 

Strömung richtete ihre Tätigkeit auf Zertifizierung 

aus, welche den Produzentinnen und Produzenten 

höhere Abnahmepreise beschert und durch unabhän-

gige Prüfung der Vorgaben sowie Information an die 

Konsumentinnen und Konsumenten Kaufentscheide 

erleichtern soll (Das 2011). Laut kritischen Stimmen 

in der Literatur verursacht diese zweiten Variante 

eine Verwässerung der eigentlichen Prinzipien von 

Fair Trade, welche sich auf zentrale Komponenten 

wie Kinder- und Umweltschutz beschränkt, und 

weiterreichende Vorgaben wie soziale Entwicklung 

oder faire Löhne nicht einbezieht (Fridell 2003).

GENDER / GENDER-ANSATZ  Mit dem englischen Wort 

gender wird seit den 1980er Jahren das soziale 

Geschlecht von Individuen bezeichnet, im Unter-

schied zum biologischen Geschlecht, dem sex. 

Geschlecht im Sinne von Gender ist also kein biolo-

gisches Phänomen, sondern ein Produkt von sozialen 

Interaktionen und symbolischen Ordnungen. Mit der 

begrifflichen Differenzierung zwischen den ‹natür-

lichen›, biologischen Unterschieden und den sozial 

und kulturell konstruierten Ungleichheiten zwischen 

den Geschlechtern ist ein analytisches Konzept 

geschaffen worden, das die Erforschung jener 

Prozesse erlaubt, welche die Individuen zu Männern 

und Frauen machen und welche gesellschaftliche, 

kulturelle, politische und ökonomische Ordnungen 

geschlechtsspezifisch strukturieren und Hierarchien 

zwischen den Geschlechtern produzieren. In der 

Geschlechterforschung ist Gender demnach eine 

Analysekategorie, die sowohl die Konstruktionspro-

zesse von Geschlecht als auch die Bedeutung von 

Geschlecht als soziale Strukturkategorie sichtbar 

macht (Bieri 2006, Elson 1995).

In der Entwicklungszusammenarbeit wird mit dem  

Gender-Ansatz der Anspruch erhoben, Gender als 

Querschnittsthema in alle Phasen und Prozesse der 

Planung einzubeziehen. Um der Bedeutung von 

Gender das adäquate Gewicht zu verleihen, sollen 

zudem gender-spezifische Programme und/oder 

Massnahmen zur Verankerung der Gender-Perspek-

tive je nach Kontext (Bedürfnisse von Frauen und 

Männern, Kapazitäten und Prioritäten der Part-

ner, lokale Dynamiken usw.) als komplementäre 

Strategien in den Organisationen verankert werden 

(Gender-Toolkit DEZA).

GENDER MAINSTREAMING  Laut der ECOSOC-Defini-

tion von 1997 bezieht sich Gender Mainstreaming auf 

die Verpflichtung, jede geplante Aktion auf ihre Impli-

kationen für Frauen und Männer zu überprüfen, 

einschliesslich Gesetzgebung, Policies und 

Programme, in sämtlichen Bereichen und auf allen 

Ebenen. Gender Mainstreaming wurde in den Resolu-

tionen 52/100 und 50/203 der Generalversammlung 

für das gesamte System der UNO verbindlich erklärt 

(von Braunmühl 2001). GM ist also ein Mittel zum 

Zweck (de Waal 2006): Eine Strategie, die Bedürfnisse 

und Anliegen von Männern und Frauen als integralen 

Bestandteil von Design, Implementierung, Monitoring 

und Evaluation von Massnahmen und Programmen in 

allen politischen, ökonomischen und sozialen 

Bereichen zu berücksichtigen hat, mit dem Ziel, 

bestehende Ungleichheiten nicht zu perpetuieren. Die 

langfristige Aufgabe ist die Herstellung von Geschlech-

tergerechtigkeit. In allen Aktionsfeldern sollte die 

Geschlechterdifferenz benannt und die Auswirkungen 

auf Männer und Frauen überprüft werden. Dies kann 

sowohl quantitativ als auch qualitativ passieren (de 

Waal 2006). Die Annahme, es gäbe ‹geschlechtsneu-

trale› Interventionen, ist gemäss der übereinstim-

menden Haltung der Development Community über-

holt (ECOSOC 1997). Die von ECOSOC vertretene und 

verbreitete Definition unterschlägt eine Bedeutung 

des Konzepts, welche in früheren UNIFEM-Definiti-

onen enthalten war (Anderson 1993, zit. in: von 

Braunmühl 2001). Dort wurde der Anspruch formu-
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liert, mittels Mainstreaming nicht nur die Berücksich-

tigung von Frauen und weiblichen Lebenszusammen-

hängen zu erreichen, sondern die Entwicklungsagenda 

im Sinne dieser Anliegen mitzubestimmen. Dies 

impliziere, so die Definition, fundamentale Verände-

rungen von Entwicklungsparadigmata und institutio-

nellen Strukturen in der Entwicklungszusammenar-

beit. Diese Bedeutung wurde deutlich abgeschwächt 

zu Gunsten der oben zitierten umfassenden Strategie 

des Einbezugs von Frauenanliegen. Die Verschiebung 

führte dazu, dass der Ansatz, entgegen der Hoffnung 

seiner frühen PromotorInnen, die Ziele und Absichten 

internationaler Entwicklungsagenturen keineswegs 

fundamental verschoben hat. In Programmen und 

Massnahmen sind jedoch einige Erfolge zu verzeich-

nen, die durchaus das Potential haben, positive Ergeb-

nisse für Frauen und Männer on the ground zu erzie-

len (Hafner-Burton and Pollack 2002, 298). 

KOMMODIFIZIERUNG  Kommodifizierung bezeich-

net die Verschiebung eines Produkts, welches vorwie-

gend der Selbstversorgung und dem Eigenkonsum 

diente, zu einem verkäuflichen Gut, welches auf dem 

Markt zu einem bestimmten Preis erworben werden 

kann. Dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen 

ergibt sich der Preis aus Angebot und Nachfrage, 

ohne dass darin notwendigerweise der Einsatz an 

Produktionsmitteln, Energie und insbesondere 

Arbeitsleistung gespiegelt ist. Einer der folgen-

schwersten Kommodifizierungsprozesse spielt sich 

im Bezug auf den Handel mit Land – land grabbing – 

ab. Der Kauf von riesigen Landreserven durch Private 

und Regierungen ist häufig mit einer Umstellung der 

Produktion von Grundnahrungsmitteln zu kommodi-

fizierten Produkten wie Kautschuk, Kaffee oder 

Agrotreibstoffen verbunden.

LIVELIHOOD-ANSATZ  Der l ivelihood-Ansatz 

entstand als Reaktion auf die Kritik an den dominie-

renden ökonometrischen Messgrössen von Armut zu 

Beginn der 90er Jahre. Das Konzept beansprucht, im 

Unterschied zu konventionellen Herangehensweisen 

auch die Wahrnehmung der Armutsbetroffenen 

selbst zu reflektieren, welche, wie aus Studien 

hervorgeht, nicht nur eine einkommensabhängige 

Grösse ist, sondern Entbehrung und Unsicherheit, 

die durch spezifische soziale Beziehungen gestiftet 

werden, einschliesst. Vulnerabilität ist eine wichtige 

Referenz innerhalb des livelihood-Ansatzes: Sie 

bezieht sich auf Unsicherheit angesichts der Wahr-

nehmung von sich verändernden Umweltbedin-

gungen ebenso wie auf die Fähigkeit von Haushalten, 

soziale und politische Veränderungen (ökonomisch, 

umweltbezogen, sozial oder politisch) abzufedern 

(resilience). Zu den Faktoren, aus denen sich die live-

lihoods zusammensetzen, den so genannten assets, 

gehören das natürliche, das produzierte, das humane, 

politische, soziale und das finanzielle Kapital. Es 

handelt sich also um eine ganzheitlichere Herange-

hensweise an das Phänomen von Armut, als eine rein 

Konsum- oder Einkommensorientierte Rechnung 

(vgl. Rakodi 1999). Obwohl aktuelle Vorgaben den 

Anspruch erheben, multi-level-Analysen zu erstellen, 

bleibt die wichtigste Bezugsgrösse des livelihood-

Ansatzes die Mikroebene. Unter der Bezeichnung 

«Sustainable (rural) livelihoods framework», welche 

auf Robert Chambers verweist, hat die Britische Ent- 

wicklungsagentur zahlreiche Leitlinien herausge-

geben, die das Konzept und seine Anwendung im 

Entwicklungskontext beschreiben (siehe www.liveli-

hoods.org; letzter Zugriff: 25. Oktober 2011). 

MARKETS FOR THE POOR (M4P)  M4P ist ein Refe-

renzrahmen mit ausgewählten Instrumenten zur 

nachhaltigen Umsetzung von Programmen im 

Bereich der Privatsektorenentwicklung (PSD), zum 

Beispiel auch für Value Chain Development. Zentral 

ist die Annahme, dass Menschen, die in Armut leben, 

von Marktsystemen abhängen. Die Marktsysteme 

sollen also dahingehend verändert werden, dass das 

Wohlbefinden der Armen nachhaltig verbessert und 

Armut dadurch reduziert wird. M4P versteht Nach-

haltigkeit als die Fähigkeit des funktionierenden 

Marktes, sicherzustellen, dass relevante ausgewählte 

Güter und Dienstleistungen den Armen auch auf 

lange Sicht in geeigneter Weise zugänglich sind, 

beziehungsweise von den Zielgruppen auch nach 

Abschluss einer Intervention konsumiert werden. 

Märkte, die zugänglicher und wettbewerbsfähiger 

sind, bieten mehr reelle Möglichkeiten auch für die 

Armen, eigene Wege aus der Armut zu finden. Gut 

funktionierende Märkte bringen zudem grössere 

wirtschaftliche Gewinne.

Mehr Informationen über M4P: www.m4phub.org 

NEOLIBERALISMUS  Unter dem Stichwort «Neolibe-

ralismus» verstehen wir ein auf den klassischen Libe-

ralismus zurückführendes Staats- und Wirtschafts-

verständnis. Dies äussert sich in wirtschaftspolitischen 

Massnahmen, die gemäss dem laisser-faire-Prinzip 

die Rolle des Staats beschneiden und die Regulierung 

des Privatsektors möglichst verhindern wollen. Der 

Markt ist gemäss diesem Verständnis die einzige 

regulative Instanz. Wie auch der Liberalismus 

versteht der Neoliberalismus das Individuum als ein 

unabhängiges, nach Marktprinzipien handelndes 

Subjekt. Historisch verweist der Begriff auf die in den 

80er Jahren von der konservativen Regierung 

Grossbritanniens unter Margret Thatcher und 

während der Präsidentschaft Reagans in den USA 

angeführte Wirtschaftspolitik, welche durch die 

Arbeit des Ökonomen Milton Friedman beeinflusst 

waren. Als Beispiel, wie sehr die neoliberale Sicht auf 

die Weltwirtschaft dominierte, kann die Schulden-

krise zu Beginn der 80er Jahre heran gezogen werden. 

Der durch die Krise ausgelöste Staatsbankrott mehre-

rer Länder Lateinamerikas läutete zahlreiche Struktu-

ranpassungsprogramme, so genannte SAPs (Structu-
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ral Adaptation Programmes) ein. Im Rahmen dieser 

Strategie verordneten der IWF und die Weltbank den 

Schuldnern rigorose Bedingung für die Auszahlung 

neuer Kredite. Diese sind in fast allen afrikanischen 

Staaten konsequent umgesetzt worden, was zu einem 

massiven Abbau an öffentlichen Dienstleistungen 

und zur Privatisierung von zahlreichen Staatsunter-

nehmen führte. Die Auswirkungen waren so verhee-

rend, dass die UN Economic Commission for Africa, 

ECA, in der 2. Hälfte der 80er Jahre einen heftigen 

Streit mit der Weltbank darüber ausfocht. In anderer 

Form, nicht als Schuldenpolitik, sondern als Trans-

formationsprogramme, kamen die SAPs auch in den 

Ländern der zerfallenden Sowjetunion zum Einsatz. 

PRAKTISCHE UND STRATEGISCHE GENDER-BEDÜRFNISSE 

(PRACTICAL/STRATEGIC GENDER INTERESTS/NEEDS)

Praktische Gender-Bedürfnisse, oder wie ursprüng-

lich bei Maxine Molyneux, Gender-Interessen sind 

die durch die geschlechterspezifische Arbeitsteilung 

anfallenden, unmittelbar mit weiblichen Zuständig-

keiten assoziierten Bedürfnisse. Befragt nach ihren 

Anliegen formulieren Frauen diese Bedürnisse häufig 

als erstes, weil sie existentiell sind. Zu den prak-

tischen Gender-Interessen gehören etwa Sicherheit, 

Gesundheit, Nahrung und Einkommen. Strategische 

Gender-Interessen zielen dagegen auf hierarchische 

Strukturen und deren Veränderung. Die begriffliche 

Trennung hat analytischen Charakter. Mit andern 

Worten, die Verbesserung des well-beings durch die 

Sicherung der Grundbedürfnisse kann demnach ein 

erster Schritt zu einer Verbesserung der weiblichen 

Verhandlungsposition sein, von wo aus ihr Handeln 

auf die Transformation von ungleichen Strukturen 

und ihrer eigenen Unterordnung ausgerichtet werden 

kann (Molyneux 1985; Moser 1989). 

VALUE CHAIN  Value Chain Development ist ein 

zentrales Feld der Privatsektorentwicklung (PSD). 

Das Konzept versteht Produktionseinheiten und 

Unternehmen als Teile eines Systems unterschied-

licher, aber miteinander verknüpfter, Produktions- 

und Austauschaktivitäten. Die Analyse von VC unter-

sucht Güter- und Dienstsleistungsflüsse in beiden 

Richtungen der Wertschöpfungskette ebenso wie 

zwischen verschiedenen Ketten.

VERWIRKLICHUNGSCHANCEN / CAPABILITIES  Das von 

Amartya Sen eingeführte Konzept der capabilities ist 

eng mit der Verschiebung des Armutsverständnisses 

von einer einkommens- und konsumbasierten Grösse 

zum Ansatz der menschlichen Entwicklung verbun-

den, welcher sich 1990 in der Einführung des Human 

Development Index (HDI) niederschlug. Dieser fragt, 

was eine Person ist und was sie unter gegebenen 

Umständen tun kann, um ihre Situation zu verän-

dern. Im Zentrum steht demnach die Fähigkeit eines 

Individuums, in einem historisch und geographisch 

geformten Kontext von Anspruchsberechtigung und 

Rechten zu bestehen. Sens Betonung der Lebensqua-

lität impliziert, dass die Ursache von Armut nicht 

ausschliesslich in einem Einkommensdefizit, sondern 

auch mit der Verhinderung von Verwirklichungschan-

cen innerhalb des gegebenen Kontexts erklärt wird. 

Zentrale Pfeiler des Ansatzes sind einerseits die func-

tionings, andererseits die capabilities. Functionings 

bezeichnen grundlegende Dinge wie Ernährung, 

Obdach oder Alphabetisierung, der Begriff schliesst 

aber auch komplexere Funktionen wie die Möglich-

keit, einen adäquaten Selbstwert entwickeln oder 

sich als bürgerliches Rechtssubjekt begreifen zu 

können, mit ein. Cababilities umfassen die Kombina-

tionsmöglichkeiten von individuellen functionings 

zur Bewältigung einer Situation und wird auch mit 

well-being freedom umschrieben. Die Verwirkli-

chungschancen bezeichnen demnach die Fähigkeit 

einer Person, die ihr zur Verfügung stehenden 

Ressourcen in effektive Funktionen zu überführen 

(Iversen 2003). Diese Fähigkeit impliziert auch ein 

Moment der Wahlfreiheit, die wiederum stark durch 

die soziale Position – namentlich Geschlecht – deter-

miniert ist. So legen Sens eigene Forschungen nahe, 

dass Frauen ihre persönlichen Interessen eng mit 

denjenigen des Haushalts verbinden und dadurch 

manchmal Entscheidungen treffen, die ihren eigenen 

Nachteil verstärken (Sen 1990). Mit seinen Beiträgen 

öffnete Sen den Armutsdiskurs für eine Perspektive 

der Gerechtigkeit, wobei auch Begriffe wie Autono-

mie und Empowerment in den Blick gerückt werden.
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